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1. Ausgangslage und zu klärende Rechtsfragen 

Im Jahre 2022 wurde im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Wirtschaft eine Mach
barkeitsstudie zum Thema „Digitales Gästeblatt“ durchgeführt (im Folgenden: Machbarkeits
studie).1 Analysiert wurde darin die Möglichkeit der Umstellung der (derzeit in Papier- oder 
elektronischer Form erfolgenden) Gästemeldungen in Beherbergungsbetrieben auf eine umfas
sende digitale Lösung. Als erster Schritt wird in der Machbarkeitsstudie die Umsetzung eines 
„Bundesbeherbergungsregisters“ vorgeschlagen. Kurz zusammengefasst sollen in diesem bun
desweiten Beherbergungsregister alle gewerblichen und privaten Beherbergungsbetriebe samt 
deren Unterkunftstätten in Österreich erfasst werden. Beherbergungsbetrieben und ihren Un
terkunftstätten soll bei ihrer Registrierung im Beherbergungsregister eine einheitliche Regist
rierungsnummer zugewiesen werden, die in der Außenkommunikation (etwa auf Buchungs
plattformen) zu verwenden ist. 

Am 29. April 2024 wurde die „Verordnung (EU) 2024/1028 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. April 2024 über die Erhebung und den Austausch von Daten im Zusammen
hang mit Dienstleistungen der kurzfristen Vermietung von Unterkünften und zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2018/1724“ (im Folgenden: EU-Verordnung) im Amtsblatt der Europäischen 
Union kundgemacht. Die EU-Verordnung gilt ab dem 20. Mai 2026 (Art 19 EU-Verordnung). 
Kurz zusammengefasst enthält die EU-Verordnung harmonisierte Vorschriften über Registrie
rungssysteme für Gastgeber, die im Bereich der kurzfristigen Vermietung tätig sind, sowie den 
Datenaustausch zwischen den in diesem Bereich tätigen Online-Plattformen, den Gastgebern 
und den nationalen Behörden. 

Die Umsetzung eines bundesweiten Beherbergungsregisters nach Maßgabe der Vorgaben der 
EU-Verordnung wirft kompetenz- und staatsorganisationsrechtliche Fragen auf. Fraglich ist 
insbesondere, wer zur Erlassung der gesetzlichen Regelungen zuständig ist. Fraglich ist weiters, 
wie das Regelungsvorhaben konkret umgesetzt werden könnte. 

Im Folgenden werden zunächst die Grundzüge des Regelungsvorhabens überblicksweise dar
gestellt (Punkt 2.). Vor diesem Hintergrund werden folgende Fragen untersucht: 

• Aufgrund welcher Gesetzgebungskompetenzen des Bundes und der Länder dürfen die 
fraglichen Regelungen erlassen werden? (Punkt 3.) 

• Ist es unionsrechtlich zulässig, nationale Regelungen zu erlassen, welche die in der EU-
Verordnung vorgesehenen Regelungen auf sämtliche Beherbergungsbetriebe erstre
cken? (Punkt 4.) 

• Welche nationalen Rechtsakte sind zur Umsetzung erforderlich und welche Inhalte soll
ten die Rechtsakte haben? (Punkt 5.1.) 

• Welchen Behörden könnten Zuständigkeiten in der Vollziehung der fraglichen Rege
lungen übertragen werden? (Punkt 5.2.) 

• Ist die Führung eines kompetenzübergreifenden Registers mit dem Grundsatz der Tren
nung der Vollziehungsbereiche von Bund und Ländern vereinbar? (Punkt 5.3.) 

                                                           
1 Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft (Hrsg), Machbarkeitsstudie: Digitales Gästeblatt Ergebnisbericht; 
https://www.bmaw.gv.at/dam/jcr:a5bd8772-2249-4034-9041-588d24f00b80/Machbarkeitsstudie_Digita
les%20G%C3%A4steblatt%20Ergebnisbericht_bf.pdf (20.6.2024). 

https://www.bmaw.gv.at/dam/jcr:a5bd8772-2249-4034-9041-588d24f00b80/Machbarkeitsstudie_Digitales%20G%C3%A4steblatt%20Ergebnisbericht_bf.pdf
https://www.bmaw.gv.at/dam/jcr:a5bd8772-2249-4034-9041-588d24f00b80/Machbarkeitsstudie_Digitales%20G%C3%A4steblatt%20Ergebnisbericht_bf.pdf
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• Wie könnte das Regelungsvorhaben de constitutione ferenda (also nach Maßgabe zu 
erlassenden Bundesverfassungsrechts) umgesetzt werden? (Punkt 5.4.) 

Das geplante Regelungsvorhaben wirft auch grund- und datenschutzrechtliche Fragen auf. Ins
besondere dürften die fraglichen Regelungen, insoweit sie nicht unionsrechtlich determiniert 
sind, nur dann einfachgesetzlich erlassen werden, wenn sie den Anforderungen des Grundrechts 
auf Datenschutz (§ 1 DSG) und des Rechts auf Achtung der Wohnung (Art 8 EMRK) sowie 
gleichheitsrechtlichen Erfordernissen entsprechen. Diese und andere grund- und datenschutz
rechtliche Fragen sind nicht Gegenstand dieses Gutachtens, das sich auf die zuvor genannten 
insbesondere kompetenz- und staatsorganisationsrechtlichen Fragen beschränkt. 

 

2. Regelungsvorhaben im Überblick 

2.1. Das Bundesbeherbergungsregister 

In der Machbarkeitsstudie wird zum geplanten Bundesbeherbergungsregister Folgendes ausge
führt: 

„Das Bundesbeherbergungsregister (Arbeitstitel: Austrian Accommodation Register, kurz AAR) ist ein 
Service zur Erfassung der Stammdaten aller – gewerblichen und privaten – Beherbergungsbetriebe samt 
deren Unterkunftsstätten in Österreich mit einer eindeutigen Registrierungsnummer, welche entweder 
bundesweit oder alternativ im Zuge eines EU-weit abgestimmten Nummernsystems, vergeben wird. 

Ein Beherbergungsbetrieb kann eine oder mehrere Unterkunftsstätten betreiben. Es wird durch das Ser
vice eine eindeutige AAR-Registrierungsnummer mit jeweiligen Untergliederungen für die einzelnen 
Unterkunftsstätten erhalten. Die AAR-Nummer ist das zentrale, neue Identifikationsmerkmal einer ös
terreichischen Unterkunftsstätte, die bei der Bewerbung derselben bzw. Außenkommunikation zu ver
wenden ist (z.B. auf Buchungsplattformen). Im AAR werden folgende Daten erfasst oder über beste
hende Register zur Verfügung gestellt: Angaben zur Rechtsperson des Beherbergungsbetriebes, spezi
fische Details zur jeweiligen Unterkunft, wie z.B. die genaue Adresse, sowie Angaben zu den Betten 
entsprechend der aktuellen jährlichen Bestandsstatistik (ähnlich dem heutigen Betriebsformular F-B3). 

Die AAR-Registrierungsnummer soll dem Antragsteller in einem niederschwelligen Verfahren direkt 
nach der Einreichung über gängige Portale wie z.B. das Unternehmensservice-Portal oder auch der App 
Digitales Amt übermittelt werden. Sollten anschließende Überprüfungen durch die Behörden (Ge
meinde) fehlende Voraussetzungen (z.B. Gewerberecht, Flächenwidmung etc.) für die touristische Ver
mietung attestieren, kann die Nummer blockiert und einer Sperrliste zugeführt werden.“2 

Das geplante Regelungsvorhaben soll also zusammengefasst Regelungen umfassen über 

• die Erhebung von Daten (darunter auch spezifischer Details der Unterkunftstätten) aller 
gewerblichen und privaten Beherbergungsbetriebe, die in Österreich Unterkunftstätten 
betreiben, 

• die Führung eines elektronischen Beherbergungsregisters, in dem diese Daten verarbei
tet werden, sowie 

                                                           
2 Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft (Hrsg), Machbarkeitsstudie: Digitales Gästeblatt Ergebnisbericht; 
https://www.bmaw.gv.at/dam/jcr:a5bd8772-2249-4034-9041-588d24f00b80/Machbarkeitsstudie_Digita
les%20G%C3%A4steblatt%20Ergebnisbericht_bf.pdf (20.6.2024). 

https://www.bmaw.gv.at/dam/jcr:a5bd8772-2249-4034-9041-588d24f00b80/Machbarkeitsstudie_Digitales%20G%C3%A4steblatt%20Ergebnisbericht_bf.pdf
https://www.bmaw.gv.at/dam/jcr:a5bd8772-2249-4034-9041-588d24f00b80/Machbarkeitsstudie_Digitales%20G%C3%A4steblatt%20Ergebnisbericht_bf.pdf
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• die Vergabe einer einheitlichen Registrierungsnummer an Beherbergungsbetriebe, die 
in der Außenkommunikation (etwa auf Buchungsplattformen) zu verwenden ist. 

 

2.2. Die EU-Verordnung 

2.2.1. Regelungsgegenstand und Anwendungsbereich 

Die EU-Verordnung enthält Vorschriften über Verfahren zur Registrierung von Gastgebern so
wie die Erhebung und den Austausch von Daten zwischen Online-Plattformen, Gastgebern und 
nationalen Behörden im Zusammenhang mit der Erbringung von Dienstleistungen der kurzfris
tigen Vermietung von Unterkünften (vgl Art 1 und 4 der EU-Verordnung). Die Vorschriften 
der EU-Verordnung verpflichten die Mitgliedstaaten nicht, Registrierungsverfahren und einen 
Datenaustausch vorzusehen, sondern sie normieren harmonisierte Vorgaben, die von den Mit
gliedstaaten einzuhalten sind, falls sie dies vorsehen (vgl Erwägungsgrund 4 sowie zB Art 4 
Abs 1 leg cit). Der Zweck der EU-Verordnung ist es, die Transparenzanforderungen im Zusam
menhang mit der Erbringung von Dienstleistungen der kurzfristigen Vermietung von Unter
künften zwischen den Mitgliedstaaten zu harmonisieren (Erwägungsgrund 4 leg cit). 

Anwendbar sind die Regelungen der EU-Verordnung auf Online-Plattformen für die kurzfris
tige Vermietung von Unterkünften, die Dienstleistungen für Gastgeber anbieten, die ihrerseits 
Dienstleistungen der kurzfristigen Vermietung von Unterkünften in der Union erbringen, un
abhängig vom Ort ihrer Niederlassung, sowie auf Gastgeber, die Dienstleistungen der kurzfris
tigen Vermietung von Unterkünften erbringen (Art 2 Abs 1 leg cit). Als Dienstleistung im Be
reich der kurzfristigen Vermietung von Unterkünften ist jede kurzfristige Vermietung einer 
möblierten Unterkunft gegen Entgelt zu verstehen, unabhängig davon, ob sie gewerblich oder 
nichtgewerblich erfolgt (Art 3 Nr 4 iVm Nr 1 leg cit). Nicht erfasst sind Unterkünfte in Hotels, 
Gasthöfen und Pensionen sowie auf Campingplätzen (Art 3 Nr 1 leg cit). 

Nationale Vorschriften über den Zugang zu oder die Erbringung der Dienstleistung der kurz
fristigen Vermietung bleiben grundsätzlich unberührt (Art 2 Abs 2 lit a leg cit). Unberührt blei
ben ferner unionale und nationale Regelungen ua des Bau- und Raumordnungsrechts, des Straf
rechts, des Abgabenrechts sowie der Statistik (vgl Art 2 Abs 2 lit b bis e leg cit). Die EU-Ver
ordnung soll nicht die Einhaltung von Zoll- und Steuervorschriften sicherstellen (Erwägungs
grund 5 leg cit). 

 

2.2.2. Materiell-rechtliche Regelungen 

2.2.2.1. Registrierungsverfahren 

Mitgliedstaaten, die Online-Plattformen für die kurzfristige Vermietung von Unterkünften Ver
pflichtungen zur Datenübermittlung auferlegen, sind verpflichtet, für die Unterkünfte ein be
hördliches Registrierungsverfahren durchzuführen (vgl Art 4 leg cit). 

Das Registrierungsverfahren erfolgt auf Grundlage der Erklärung des Gastgebers (Art 4 Abs 3 
lit a leg cit). Der Gastgeber hat den zuständigen nationalen Behörden bestimmte Informationen 
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vorzulegen (vgl Art 5 leg cit). Legt der Gastgeber die erforderlichen Informationen vor, erhält 
er eine Registrierungsnummer für die jeweilige Einheit (Art 4 Abs 3 lit b leg cit). Gastgeber, 
die ihre Dienstleistungen über eine Online-Plattform anbieten, haben den Online-Plattformen 
ihre Registrierungsnummer anzugeben (Art 4 Abs 3 lit h leg cit). 

Die vergebenen Registrierungsnummern sind in ein behördliches Register aufzunehmen (Art 4 
Abs 5 leg cit). 

 

2.2.2.2. Überprüfung durch nationale Behörden 

Die zuständigen nationalen Behörden können die im Registrierungsverfahren abgegebenen Er
klärungen der Gastgeber und die vorgelegten Belege überprüfen (vgl Art 6 leg cit). 

Unter bestimmten Voraussetzungen – zB wenn Informationen vom Gastgeber nicht berichtigt 
werden oder Zweifel an der Richtigkeit der Erklärungen bestehen – darf die zuständige natio
nale Behörde die Registrierungsnummer aussetzen und Online-Plattformen anweisen, Ange
bote auf der Plattform zu entfernen oder den Zugang zu ihnen zu sperren (vgl Art 6 Abs 3 und 
4 leg cit). Eine solche Anweisung an Online-Plattformen darf auch ergehen, wenn Angebote 
ohne Registrierungsnummer oder mit einer ungültigen Registrierungsnummer angeboten wer
den (vgl Art 6 Abs 11 leg cit). 

 

2.2.2.3. Kontroll- und Informationspflichten der Online-Plattformen 

Online-Plattformen haben die Erklärungen der Gastgeber über das Vorhandensein ihrer Regist
rierungsnummer stichprobenartig zu überprüfen und die zuständigen Behörden und die Gast
geber über die Ergebnisse der Stichprobenkontrollen zu unterrichten (vgl Art 7 Abs 1 lit c und 
Abs 2 leg cit). 

Online-Plattformen haben zudem die Tätigkeitsdaten jeder Unterkunft zu erheben und diese 
monatlich zusammen mit der vom Gastgeber angegebenen Registrierungsnummer an die zu
ständige einheitliche digitale Zugangsstelle zu übermitteln (vgl Art 9 leg cit). 

 

2.2.2.4. Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, Vorschriften über Sanktionen festzulegen, die gegen On
line-Plattformen und Gastgeber bei Verstößen gegen bestimmte Pflichten zu verhängen sind; 
die Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein (Art 15 Abs 3 leg cit). 

 

2.2.3. Die festzulegenden nationalen Behörden oder Stellen 

Die EU-Verordnung sieht vor, dass die Mitgliedstaaten mehrere innerstaatliche Behörden oder 
Stellen einzurichten oder zu ernennen haben. Im Einzelnen handelt es sich hierbei um folgende 
Behörden oder Stellen: 
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(1) Zuständige Behörden. Für die Durchführung des Registrierungsverfahrens und die daran 
anknüpfenden Überprüfungen sowie die Führung des Registers (siehe Punkt 2.2.2.1. und 
2.2.2.2.) sind – in der EU-Verordnung nicht näher geregelte – nationale Behörden zuständig. 
Die Mitgliedstaaten haben eine Liste der zuständigen Behörden zu erstellen (Art 12 Abs 1 leg 
cit). 

(2) Einheitliche digitale Zugangsstelle für Online-Plattformen. Für den Empfang und die Wei
terleitung der von den Online-Plattformen gemäß Art 9 leg cit übermittelten Tätigkeitsdaten 
(siehe Punkt 2.2.2.3.) haben die Mitgliedstaaten eine einheitliche digitale Zugangsstelle einzu
richten und eine Behörde festzulegen, die für ihren Betrieb zuständig ist (vgl Art 10 leg cit). 

(3) Nationaler Koordinator. Die Mitgliedstaaten haben einen nationalen Koordinator zu ernen
nen, der als Kontaktstelle für die jeweiligen Verwaltungen in allen Angelegenheiten im Zusam
menhang mit der einheitlichen digitalen Zugangsstelle fungiert und für Kontakte mit der Kom
mission in diesem Zusammenhang verantwortlich ist (Art 11 Abs 1 leg cit). 

(4) Nationale Stelle im Bereich der Statistik. Die Mitgliedstaaten haben eine nationale Stelle zu 
benennen, die verantwortlich ist, die Daten jeder registrierten Unterkunft an die nationalen sta
tistischen Ämter zu übermitteln und Eurostat bereitzustellen (vgl Art 12 Abs 4 leg cit). 

(5) Überwachungsbehörde. Die Mitgliedstaaten haben eine Behörde zu benennen, die die 
Durchführung der in der EU-Verordnung festgelegten Verpflichtungen überwacht und der 
Kommission alle zwei Jahre darüber Bericht erstattet (Art 14 leg cit). 

 

2.3. Umsetzung des Beherbergungsregisters nach Maßgabe der Vorgaben der EU-Ver
ordnung 

Das Projekt eines bundesweiten Beherbergungsregisters einerseits und die in der EU-Verord
nung enthaltenen Vorgaben andererseits weisen mehrere Überschneidungen auf. In den folgen
den Ausführungen wird davon ausgegangen, dass beide Regelungsvorhaben in Form eines Ge
samtprojekts umgesetzt werden sollen. Dieses Gesamtprojekt umfasst zusammengefasst gesetz
liche Regelungen über 

• die Registrierung aller gewerblichen und privaten Beherbergungsbetriebe, die in Öster
reich Unterkunftstätten betreiben, sowie damit zusammenhängende Informationspflich
ten der Beherbergungsbetriebe und bestimmter Online-Plattformen, 

• die Führung eines elektronischen Beherbergungsregisters, in dem diese Daten verarbei
tet werden, 

• die Vergabe einer einheitlichen Registrierungsnummer, die verpflichtend von Beher
bergungsbetrieben im Rechtsverkehr (insbesondere auf Online-Plattformen) zu verwen
den ist, 

• bestimmte Pflichten von Online-Plattformen, die die Ausübung ihrer Tätigkeit betref
fen, zB die Pflicht, aufgrund einer behördlichen Anordnung bestimmte Angebote von 
der Plattform zu entfernen, sowie 

• bestimmte Sanktionen (wohl Verwaltungsstrafbestimmungen) bei Verstößen gegen 
Pflichten von Online-Plattformen und Beherbergungsbetrieben. 
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Klarstellend ist festzuhalten, dass Verordnungen der Europäischen Union unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat gelten (Art 288 AEUV) und daher einer Umsetzung durch nationale Gesetze nicht 
bedürfen.3 Die EU-Verordnung verpflichtet allerdings die Mitgliedstaaten, Sanktionen (siehe 
Punkt 2.2.2.4.) sowie bestimmte Behörden und Stellen (siehe Punkt 2.2.3.) festzulegen, sodass 
jedenfalls in dieser Hinsicht begleitende gesetzliche Regelungen erforderlich sind. Auch die 
Erstreckung der Regelungen der EU-Verordnung auf Hotels, Gasthöfe und Pensionen erfordert 
ein Tätigwerden der nationalen Gesetzgebung. 

 

3. Kompetenzrechtliche Analyse 

3.1. Vorbemerkungen 

Die fraglichen gesetzlichen Regelungen würden nicht nur die jeweilige Gebietskörperschaft 
binden,4 sondern Rechte und Pflichten von Rechtsadressat:innen (der Beherbergungsbetriebe 
und Online-Plattformen) begründen. Daher bedarf es zu ihrer Erlassung einer Gesetzgebungs
kompetenz. 

Bevor die in Frage kommenden Kompetenzen des Bundes und der Länder im Einzelnen analy
siert werden, sind einige Vorbemerkungen zur Auslegung von Kompetenztatbeständen im All
gemeinen (Punkt 3.1.1.) sowie zur Kompetenz zur Regelung elektronischer Register im Beson
deren erforderlich (Punkt 3.1.2.). 

 

3.1.1. Zur Auslegung von Kompetenztatbeständen im Allgemeinen 

Bei der Auslegung der bundesverfassungsgesetzlichen Kompetenztatbestände ist nach der stän
digen Rechtsprechung des VfGH die so genannte Versteinerungstheorie anzuwenden. Dem
nach sind verfassungsgesetzliche Begriffe, die in der Verfassung selbst nicht näher umschrie
ben sind, in dem Sinn zu verstehen, der ihnen nach dem Stand und der Systematik der Rechts
ordnung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der die entsprechenden Begriffe enthaltenden 
Verfassungsnormen zugekommen ist.5 Es kommt also darauf an, wie ein in einem Kompetenz
tatbestand verwendeter Begriff zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Kompetenztatbestands 
(sogenannter Versteinerungszeitpunkt) in den – insbesondere einfachgesetzlichen – Rechtsvor
schriften (sogenanntes Versteinerungsmaterial) verstanden wurde. Neue Regelungen können 
sich nach der Rechtsprechung des VfGH auf einen Kompetenztatbestand nur insoweit stützen, 
als sie ihrem Inhalt nach dem betreffenden Rechtsgebiet, wie es durch die im Zeitpunkt des 

                                                           
3 Eine Umsetzung von Verordnungen in nationales Recht (etwa durch Wiederholung des Verordnungstextes) wäre 
auch unionsrechtlich nur ausnahmsweise zulässig; siehe dazu Stocker/Vcelouch in Jaeger/Stöger (Hrsg), 
EUV/AUEV Art 288 AEUV (Stand 1.7.2023, rdb.at) Rz 20 mwN. 
4 Zur Zulässigkeit der Erlassung von (kompetenzübergreifenden) Selbstbindungsgesetzen, die ausschließlich die 
Verwaltung binden, aber keine Rechte und Pflichten der Rechtsadressat:innen begründen, siehe VfSlg 
13.973/1994, 15.430/1999 und 17.300/2004. 
5 Siehe nur VfSlg 19.954/2015 mwH. Zur Versteinerungstheorie siehe statt vieler Öhlinger/Eberhard, Verfas
sungsrecht13 (2022) Rz 275 ff; eingehend Wiederin, Anmerkungen zur Versteinerungstheorie, in FS Winkler 
(1997) 1231. 
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Inkrafttretens der Kompetenzartikel bestehenden Regelungen bestimmt ist, systematisch zuge
hören (sogenannte intrasystematische Fortentwicklung).6 

Zu berücksichtigen ist weiters, dass nach der ständigen Rechtsprechung des VfGH ein Lebens
sachverhalt unter verschiedenen sich aus bestimmten unterschiedlichen Sachgebieten ergeben
den Gesichtspunkten zum Gegenstand mehrerer gesetzlicher Regelungen gemacht werden 
kann, die sich auf unterschiedliche kompetenzrechtliche Grundlagen stützen können (soge
nannte Gesichtspunktetheorie).7 Beispielsweise kann die Größe und Ausgestaltung von Räu
men in Bauwerken von den Ländern unter dem Gesichtspunkt des Baurechts (Art 15 Abs 1 
B-VG) und vom Bund unter dem Gesichtspunkt des Arbeitnehmerschutzes (Art 10 Abs 1 Z 11 
B-VG) geregelt werden.8 

 

3.1.2. Zur Kompetenz zur Regelung elektronischer Register 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die Kompetenz zur Regelung eines elektronischen 
Registers als sogenannte Annexkompetenz der jeweiligen Materiengesetzgebung zu verstehen 
ist;9 zuständig zur Erlassung von gesetzlichen Regelungen über die Führung eines elektroni
schen Registers, die Erhebung und Verarbeitung der darin geführten Daten und mit dem Regis
ter zusammenhängende Pflichten der Rechtsadressat:innen ist also jene Gesetzgebung, für de
ren Zwecke das Register geführt wird. Dies wird grundsätzlich auch dann anzunehmen sein, 
wenn sich im maßgeblichen Versteinerungsmaterial (siehe dazu Punkt 3.1.1) keine Regelungen 
über die Führung eines Registers finden, weil solche Regelungen im Sinn der intrasystemati
schen Fortentwicklung grundsätzlich dem jeweiligen Kompetenztatbestand systematisch zuge
hören. 

In diesem Sinn ist der Bund beispielsweise aufgrund seiner Gesetzgebungskompetenzen im 
Vereinsrecht (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG) als zuständig anzusehen, Regelungen über ein elektro
nisches Vereinsregister10 zu erlassen, in dem die Daten von Vereinen zu vereinsrechtlichen 
Zwecken verarbeitet werden. 

Die Reichweite der jeweiligen (Annex-)Kompetenz des Bundes und der Länder zur Regelung 
eines elektronischen Registers ist durch den Zweck der einschlägigen Materienkompetenz be
grenzt. Es dürfen also auf der Grundlage eines Kompetenztatbestands keine Regelungen über 

                                                           
6 Siehe nur VfSlg 17.941/2006 mwH; siehe dazu Öhlinger/Eberhard, Verfassungsrecht, Rz 277. 
7 ZB VfSlg 4348/1963, 7792/1976, 13.234/1992; siehe dazu Öhlinger/Eberhard, Verfassungsrecht, Rz 280 ff. 
8 Siehe VfSlg 4348/1963. 
9 Vgl Pernthaler, Die Verfassungsmäßigkeit des Bundesgesetzes über das land- und forstwirtschaftliche Betriebs
informationssystem (LFBIS-Gesetz) unter dem Gesichtswinkel der bundesstaatlichen Kompetenzverteilung und 
Verwaltungsorganisation, in Funk/Pernthaler, Verfassungsfragen des land- und forstwirtschaftlichen Informati
onswesens (1982) 51 (65) (Kursivschreibung im Original), wonach „Datenverarbeitungszuständigkeiten nur als 
Annexkompetenzen zu den Sachzuständigkeiten der Gebietskörperschaften verstanden werden können.“ Siehe 
auch AB 1024 BlgNR XIV. GP, 2, wonach die (Materien-)Kompetenz der Länder zur Regelung der Erhebung und 
Verarbeitung von Daten durch die Datenschutzkompetenz des Bundes nicht geschmälert werde; zur Abgrenzung 
der (der jeweiligen Materienkompetenz zugehörigen) Datenerhebungs- und -verarbeitungsbefugnisse von der 
Kompetenz zur Regelung des Datenschutzes siehe Kunnert, Der Ministerialentwurf für eine DSG-Novelle 2010: 
Ausgewählte Probleme, jusIT 2009, 102 (103); Ennöckl, Der Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Daten
verarbeitung (2014) 337 ff. 
10 Siehe die §§ 15 ff des Vereinsgesetzes 2002 – VerG, BGBl I 66/2002 idF BGBl I 211/2021. 
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die Erhebung von Daten und die Führung eines elektronischen Registers erlassen werden, die 
zur Vollziehung der einschlägigen Materie nicht erforderlich sind. ZB könnte eine bundesge
setzliche Regelung, die Vereine zur Bekanntgabe von Daten verpflichtet, deren Verarbeitung 
keinen vereinsrechtlichen Zwecken dient, nicht auf den Kompetenztatbestand des Vereins
rechts (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG) gestützt werden. 

Auch der VfGH dürfte davon ausgehen, dass die Zuständigkeit zur Führung eines elektroni
schen Registers oder einer Datenbank eine Annexkompetenz der jeweiligen Materienkompe
tenz ist: Im Erkenntnis VfSlg 19.721/2012 ging es um eine Regelung über die Betrauung der 
E-Control mit dem Betrieb einer Preistransparenzdatenbank, in die Tankstellenbetreibende 
Treibstoffpreise einzumelden haben. Der VfGH führte aus, dass der Erlass einer Kompetenz
deckungsklausel im vorliegenden Fall nicht erforderlich gewesen sei, „da die gesetzliche Re
gelung ohnehin von den dem Bund eingeräumten Gesetzgebungs- und Vollziehungskompeten
zen erfasst wird (VfSlg. 17.941/2006).“ Im verwiesenen Erkenntnis VfSlg 17.941/2006 hat der 
VfGH dargelegt, dass bestimmte preisrechtliche Bestimmungen ihre kompetenzrechtliche De
ckung in Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG (Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie) finden. 
Aus dem Verweis kann somit geschlossen werden, dass Regelungen über die Führung einer 
Datenbank und damit einhergehende Meldepflichten nach Ansicht des VfGH auf die einschlä
gige Materienkompetenz (hier: die Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie gemäß 
Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) gestützt werden dürfen. 

 

3.1.3. Zur folgenden Analyse 

Die touristische und sonstige kurzfristige Beherbergung (einschließlich ihre Vermittlung) ist 
wie der Fremdenverkehr/Tourismus im Allgemeinen11 als sogenannte Querschnittsmaterie zu 
qualifizieren, die je nach Gesichtspunkt Bundes- oder Landessache in Gesetzgebung und Voll
ziehung sein kann. Im Folgenden sind die in Frage kommenden Kompetenztatbestände des 
Bundesverfassungsrechts, die dem Bund oder den Ländern eine Zuständigkeit in Gesetzgebung 
und Vollziehung einräumen, im Einzelnen daraufhin zu untersuchen, ob und inwieweit auf ihrer 
Grundlage die fraglichen gesetzlichen Regelungen erlassen werden dürfen. 

Ein Gesetzesentwurf, der das geplante Vorhaben umsetzen soll, liegt nicht vor. In der folgenden 
Analyse kann nicht abschließend über die Kompetenzkonformität von noch nicht vorliegenden 
Regelungen befunden werden. Vielmehr sollen die folgenden Ausführungen als Anhaltspunkt 
für die kompetenzrechtliche Beurteilung noch zu erlassender Regelungen dienen und insofern 
für die kompetenzkonforme Umsetzung des Regelungsvorhabens nützlich sein. 

 

                                                           
11 Siehe Gansterer, Tourismusrecht, in Holoubek/Potacs (Hrsg) Öffentliches Wirtschaftsrecht. Band 14 (2019) 395 
(398 ff). Siehe auch Stock, Grundzüge des Tourismusrechts3 (2016) 18 ff. Die Begriffe „Fremdenverkehr“ und 
„Tourismus“ werden im Folgenden synonym verwendet. 
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3.2. Kompetenzen des Bundes 

3.2.1. Meldewesen (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG) 

3.2.1.1. Zum Kompetenztatbestand im Allgemeinen 

Gemäß Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG ist das Meldewesen Bundessache in Gesetzgebung und Voll
ziehung. 

Maßgeblich zur Interpretation dieses Kompetenztatbestands ist die zum Zeitpunkt seines In
krafttretens (1.10.1925) in Geltung stehende Verordnung des Ministeriums des Inneren und der 
obersten Polizeibehörde vom 15. Februar 1857 betreffend das Meldewesen (im Folgenden: 
Meldeverordnung 1857)12 sowie die aufgrund dieser Verordnung erlassenen Verordnungen.13 

Das Meldewesen umfasst demnach „im Kern (nur) die Pflicht zur Mitteilung (der Änderung) 
des Aufenthaltsortes von Personen im allgemein-polizeilichen Interesse […].“14 Es geht also 
um „die Erhebung der Information, welche Personen an einem bestimmten Ort ihren Aufenthalt 
genommen haben.“15 

Grundsätzlich dürfen auch Regelungen über die Erhebung bestimmter Informationen betreffend 
die Unterkunftgeber:innen auf den Kompetenztatbestand des Meldewesens gestützt werden. So 
traf bestimmte Gastwirte und andere Unterkunftgeber gemäß den §§ 5 ff der Meldeverordnung 
1857 die Pflicht, ein Fremdenbuch über die bei ihnen übernachtenden Fremden zu führen, das 
stets zur behördlichen Einsicht bereitzuhalten war. Hiermit ging naturgemäß auch die Pflicht 
zur Bekanntgabe der Identität und bestimmter Daten der Unterkunftgeber (insbesondere ihrer 
Anschrift) einher. 

In ähnlicher Weise verpflichten die geltenden melderechtlichen Regelungen die Inhaber von 
Beherbergungsbetrieben, ein Verzeichnis über die untergebrachten Gäste zu führen (Gästever
zeichnis).16 Im hierbei zu verwendenden Gästeverzeichnisblatt ist der Name des Beherber
gungsbetriebs anzugeben.17 

Regelungen über die Erhebung von Informationen über Unterkunftgeber:innen dürfen aber nur 
insoweit auf den Kompetenztatbestand des Meldewesens gestützt werden, als dies zur Erfüllung 
meldepolizeilicher Zwecke, also zum Zwecke der Information der Behörde über den Aufent
haltsort von Personen, erforderlich ist (zu den Grenzen der Annexkompetenz siehe Punkt 
3.1.2.). 

 

                                                           
12 RGBl 33/1857. 
13 Hauer/Poltschak, Art 10 Abs 1 Z 7 4. Tb B-VG, in Kneihs/Lienbacher (Hrsg), Rill-Schäffer-Kommentar Bun
desverfassungsrecht (15. Lfg 2015) Rz 2. 
14 Hauer/Poltschak, Art 10 Abs 1 Z 7 4. Tb B-VG, Rz 3 mwN; ähnlich Zußner, Art 10 (1) Z 7 B-VG, in 
Kahl/Khakzadeh/Schmid (Hrsg), Kommentar zum Bundesverfassungsrecht (2021) Rz 24 mwN. 
15 Hauer/Poltschak, Art 10 Abs 1 Z 7 4. Tb B-VG, Rz 5. 
16 Siehe § 7 Abs 6 und § 10 des Meldegesetzes 1991 – MeldeG, BGBl 9/1992 idF BGBl I 160/2023. 
17 Siehe § 19 und Anlage A der Meldegesetz-Durchführungsverordnung – MeldeV, BGBl II 66/2002 idF BGBl II 
417/2023. 
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3.2.1.2. Schlussfolgerung für das Regelungsvorhaben 

Das Meldewesen umfasst im Kern die Pflicht zur Mitteilung des Aufenthaltsorts von Personen 
im allgemein-polizeilichen Interesse (siehe Punkt 3.2.1.1.). Insofern die Führung eines elektro
nischen Beherbergungsregisters meldepolizeilichen Zwecken dient, dürften Regelungen über 
dieses Register auf den Kompetenztatbestand des Meldewesens (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG) ge
stützt werden. 

Allerdings scheinen nicht alle Regelungen des geplanten Regelungsvorhabens meldepolizeili
chen Zwecken zu dienen. Dies kann bereits deshalb nicht angenommen werden, weil im ge
planten Beherbergungsregister in umfangreicher Weise Daten der Beherbergungsbetriebe, nicht 
jedoch der aufhältigen Personen verarbeitet werden sollen. Es ist zu bezweifeln, dass etwa die 
Erhebung von spezifischen Details der Unterkunftstätten zur Information der Behörden über 
den Aufenthaltsort von Personen erforderlich ist. Auch die vorgesehenen Pflichten der Online-
Plattformen wie zB die Pflicht, aufgrund einer behördlichen Anordnung bestimmte Angebote 
von der Plattform zu entfernen, dienen offenbar keinen meldepolizeilichen Zwecken. 

 

Die geplanten gesetzlichen Regelungen dürfen daher nicht oder zumindest nicht vollständig auf 
Grundlage des Kompetenztatbestands des Meldewesens (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG) erlassen wer
den. 

 

3.2.2. Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) 

3.2.2.1. Zum Kompetenztatbestand im Allgemeinen 

Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung sind gemäß Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG die Ange
legenheiten des Gewerbes und der Industrie. 

Für die Beurteilung der Frage, in welchem Sinn dieser (am 1.10.1925 in Kraft getretene) Kom
petenztatbestand zu verstehen ist, ist primär die Gewerbeordnung 185918 in der Fassung ihrer 
Wiederverlautbarung im Jahre 190719 (im Folgenden: GewO 1859) sowie das Kaiserliche 
Kundmachungspatent zur GewO 1859 (im Folgenden: Kundmachungspatent)20 von Rele
vanz.21 

Hieraus ergibt sich zusammengefasst Folgendes:22 

                                                           
18 RGBl 227/1859. 
19 RGBl 199/1907. 
20 RGBl 227/1859. 
21 Siehe Kneihs, Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie, in FS Stolzlechner (2013) 381 (399 f). 
22 Eingehend zum Kompetenztatbestand der Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie gemäß Art 10 Abs 1 
Z 8 B-VG siehe Kneihs in FS Stolzlechner, 381 ff; siehe auch Potacs, Gewerberecht, in Holoubek/Potacs (Hrsg), 
Öffentliches Wirtschaftsrecht. Band 14 (2019) 3 (9 ff); Schmid, Art 10 (1) Z 8 B-VG, in Kahl/Khakzadeh/Schmid 
(Hrsg), Kommentar zum Bundesverfassungsrecht (2021) Rz 3 ff; Verdorfer-Tobisch, Art 10/1 Z 8 1. Tb, in Kori
nek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg (Hrsg), Österreichisches Bundesverfassungsrecht. Kommentar 
(19. Lfg 2024) Rz 5 ff. 
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Unter den Kompetenztatbestand können nur Regelungen über solche Tätigkeiten fallen, die ge
werbsmäßig ausgeübt werden; es muss sich also um eine „selbständige und dauernde, im Inte
resse eines Erwerbes geübte, also auf Gewinn berechnete Tätigkeit“23 handeln.24 

Nicht jede gewerbsmäßig ausgeübte Tätigkeit ist eine gewerbliche Tätigkeit iSd Art 10 Abs 1 
Z 8 B-VG.25 Die Tätigkeit muss auch unter das bundesverfassungsrechtlich festgelegte Tätig
keitsfeld des Gewerbes und der Industrie fallen. Ob dies der Fall ist, ist durch Interpretation des 
sachlichen Anwendungsbereichs des Versteinerungsmaterials (insbesondere der GewO 1859 
und des Kundmachungspatents) zu ermitteln. Im Ergebnis kommt es damit zur kompetenzrecht
lichen Verfestigung26 des Anwendungsbereichs der GewO 1859. Regelungen über Tätigkeiten, 
die nicht in der GewO 1859 oder in einer anderen im fraglichen Zeitpunkt geltenden gewerbe
rechtlichen Vorschrift geregelt waren, fallen grundsätzlich nicht unter den Kompetenztatbe
stand.27 

Nicht jede Regelung, die sich auf gewerbliche Tätigkeiten iSd Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG bezieht, 
kann auch auf diesen Kompetenztatbestand gestützt werden. Erfasst sind nur Maßnahmen ty
pisch gewerberechtlicher (insbesondere gewerbepolizeilicher) Art,28 also Maßnahmen, „die 
dem Schutz des Gewerbes (vgl. VfSlg. 4117/1961), der Abwehr von vom Gewerbebetrieb un
mittelbar ausgehenden Gefahren für die Gewerbetreibenden und ihre Arbeitnehmer, die Kun
den, andere Gewerbetreibende oder als Nachbarn sonst von der Gewerbetätigkeit unmittelbar 
betroffene Personen und dem Konsumentenschutz (VfSlg. 9543/1982) dienen; […].“29 

 

3.2.2.2. Vom Kompetenztatbestand erfasste Beherbergungen 

Im Versteinerungsmaterial werden die „Gast- und Schankgewerbe“ zu den „konzessionierten“ 
Gewerben erklärt (§ 15 Z 15 GewO 1859). Die Gast- und Schankgewerbe umfassen gemäß § 16 
lit a GewO 1859 die Berechtigung zur „Beherbergung von Fremden“. 

Die gewerbsmäßige, also selbständige, regelmäßige und auf Gewinn berechnete Beherbergung 
von Fremden ist somit grundsätzlich von der Gewerberechtskompetenz des Art 10 Abs 1 Z 8 
B-VG umfasst.30 

Zu beachten sind jedoch zwei Ausnahmen: 

Bloße Raumvermietung.31 In VfSlg 4227/1962 hat der VfGH dargelegt, dass die bloße Raum
vermietung (Miethausbesitz) nicht als Gewerbe im Sinn der Gewerbeordnung (und iSd Art 10 

                                                           
23 VfSlg 1477/1932. 
24 Potacs, Gewerberecht, 10, unter Hinweis auf VfSlg 2733/1954. 
25 Siehe VfSlg 1477/1932, 4227/1962 und 7074/1973. 
26 Vgl Pöschl, System der Gewerbeordnung (2016) Rz 49. 
27 Siehe Potacs, Gewerberecht, 9 f. 
28 Siehe Potacs, Gewerberecht, 11 f; Kneihs in FS Stolzlechner, 400. 
29 VfSlg 10.831/1986. 
30 Vgl § 94 Z 26 der Gewerbeordnung 1994 – GewO 1994, BGBl 194/1994 idF BGBl I 56/2024, wonach das 
Gastgewerbe zu den reglementierten Gewerben zählt. 
31 Zur entsprechenden einfachgesetzlichen Rechtslage siehe Pöschl, System der Gewerbeordnung, Rz 38 mwN. 
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Abs 1 Z 8 B-VG) angesehen werden kann; damit es sich um eine gewerbliche Tätigkeit handelt, 
muss zur bloßen Raumvermietung noch irgendeine Dienstleistung oder Haftung hinzutreten.32 

Privatzimmervermietung. Nicht zu den gewerblichen Tätigkeiten iSd Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG 
zählt auch die so genannte Privatzimmervermietung: 

Gemäß Art V lit e des Kundmachungspatents findet die GewO 1859 keine Anwendung auf „die 
in die Kategorie der häuslichen Nebenbeschäftigung fallenden und durch die gewöhnlichen 
Mitglieder des eigenen Hausstandes betriebenen Erwerbszweige“. Wie der VfGH im Erkennt
nis VfSlg 7074/1973 ausgesprochen hat, fällt die Privatzimmervermietung, also die „Vermie
tung von möblierten Wohnräumen an eine geringe Anzahl von Personen, die nicht zum Haus
halt des Vermieters gehören und in der Wohnung des Vermieters gegen Entgelt vorübergehend 
Aufenthalt nehmen“33, unter diese Ausnahme. Sie ist daher von der GewO 1859 und folglich 
auch von der Gewerberechtskompetenz des Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG ausgenommen. 

Zur Klärung der Kompetenzrechtslage34 wurde durch die Bundes-Verfassungsgesetznovelle 
197435 klargestellt, dass die Privatzimmervermietung keine Angelegenheit des Gewerbes iSd 
Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG ist und welche Tätigkeit konkret unter diesen Begriff fällt. Art III der 
Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974 lautet: 

„Zu den Angelegenheiten des Gewerbes im Sinne des Artikels 10 Absatz 1 Z. 8 des Bundes-Verfas
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 gehören nicht die Angelegenheiten des Berg- und Schiführer
wesens sowie die Privatzimmervermietung, das ist die durch die gewöhnlichen Mitglieder des eigenen 
Hausstandes als häusliche Nebenbeschäftigung ausgeübte Vermietung von nicht mehr als zehn Frem
denbetten.“ 

Regelungen über die Beherbergung von Gästen fallen somit dann unter den Kompetenztatbe
stand der Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG), wenn die 
Beherbergung selbständig, regelmäßig und mit Gewinnabsicht betrieben wird und sofern es 
sich nicht um bloße Raumvermietung oder Privatzimmervermietung handelt. 

 

3.2.2.3. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Der Bund ist gemäß seiner Gesetzgebungskompetenz in den Angelegenheiten des Gewerbes 
und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) zuständig, zu gewerbepolizeilichen Zwecken Daten 
von Gewerbetreibenden zu erheben und elektronische Register einzurichten. So hat der Bund 

                                                           
32 Zur (auf das einfache Gesetz bezogenen) Abgrenzung der gewerblichen Beherbergung von der bloßen Raum
vermietung besteht eine umfangreiche Rsp des VwGH; siehe zB VwGH 16.4.1985, 83/04/0202; VwGH 15.9.1992, 
91/04/0041; VwGH 27.2.2019, Ra 2018/04/0144. Für eine Darstellung der Rechtsprechung siehe Kaufmann, Zur 
Abgrenzung zwischen bloßer Wohnraumüberlassung und gewerblicher Beherbergung. Eine Analyse anlässlich 
VwGH 3. 3. 2020, Ro 2019/04/0019, SPWR 2021, 1 (4 ff). 
33 VfSlg 7074/1973. 
34 Siehe ErlRV 182 BlgNR XIII. GP, 26. 
35 BGBl 444/1974. 
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gestützt auf diesen Kompetenztatbestand gesetzliche Regelungen über ein elektronisches Ge
werberegister (Gewerbeinformationssystem Austria – GISA)36 erlassen, in dem die Daten von 
Gewerbetreibenden zu gewerbepolizeilichen Zwecken verarbeitet werden.37 

Der Bund wäre somit auch als befugt anzusehen, gesetzliche Regelungen über ein elektroni
sches Register und damit zusammenhängende Pflichten zu erlassen, in dem die Daten von ge
werblichen Beherbergungsbetrieben zu gewerbepolizeilichen Zwecken verarbeitet werden. 
Auch Regelungen über Ausübungspflichten von Gewerbetreibenden wie zB die Pflicht, im 
Rechtsverkehr eine bestimmte Registrierungsnummer zu verwenden, sind von der Gewerbe
rechtskompetenz des Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG umfasst. 

Ein aufgrund dieses Kompetenztatbestands geregeltes Register müsste allerdings auf Gewerbe
treibende beschränkt sein. Personen, die in der bloßen Raumvermietung oder Privatzimmerver
mietung tätig sind, dürfen gestützt auf Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG hinsichtlich dieser Tätigkeiten 
keine Pflichten (etwa zur Registrierung oder zur Übermittlung von Daten) auferlegt werden. 

Online-Plattformen, die Verträge über die Vermietung von Unterkünften vermitteln, dürften 
ihre Tätigkeit in aller Regel selbst gewerbsmäßig (iSd Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) ausüben. Inso
fern daher ihre Tätigkeit ihrerseits in den Regelungsbereich des Kompetenztatbestands der An
gelegenheit des Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) fällt, darf auch sie auf
grund dieses Kompetenztatbestands geregelt werden. Regelungen über Informations- und Aus
übungspflichten der Online-Plattformen, wie sie in der EU-Verordnung vorgesehen sind, dür
fen insoweit aufgrund von Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG erlassen werden. 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die geplanten gesetzlichen Regelungen keine vollstän
dige Deckung im Kompetenztatbestand der Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie 
(Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) finden, weil diese Regelungen, insoweit sie die Tätigkeit der bloßen 
Raumvermietung oder Privatzimmervermietung betreffen, nicht aufgrund dieses Kompetenz
tatbestands erlassen werden dürfen. 

 

3.2.3. Fernmeldewesen (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG) 

3.2.3.1. Zum Kompetenztatbestand im Allgemeinen 

Gemäß Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG ist das Fernmeldewesen Bundessache und Gesetzgebung und 
Vollziehung.38 

                                                           
36 Siehe die §§ 365 ff GewO 1994. 
37 Siehe ErlRV 323 BlgNR XXV. GP, 1. 
38 Durch die Bundesverfassungsgesetz-Novelle 1974, BGBl 444/1974, wurde die Wortfolge der Stammfassung 
„Post-, Telegraphen- und Fernsprechwesen“ in Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG durch die Wortfolge „Post- und Fernmel
dewesen“ ersetzt. 
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Das Fernmeldewesen umfasst Regelungen über alle Arten von Fernübertragung, sofern die zur 
Übertragung verwendete Energie Elektrizität ist.39 Auch Regelungen über die Datenübertra
gung via Internet sind von diesem Kompetenztatbestand umfasst.40 Der Bund wird aufgrund 
dieses Kompetenztatbestands als zuständig angesehen, neue elektronische Medien(dienste) zu 
regulieren.41 Dazu gehört auch die Regelung der über elektronische Kommunikationsnetze 
übertragenen Inhalte.42 

In diesem Sinn werden in der Staatspraxis Regelungen über Pflichten von Online-Plattformen 
im Hinblick auf die auf der Plattform zur Verfügung stehenden Inhalte (unter anderem) auf
grund des Kompetenztatbestands des Fernmeldewesens (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG) erlassen.43 
Auch die Regelungen des E-Commerce-Gesetzes – ECG44 über bestimmte Pflichten von (In
ternet-)Diensteanbietern im Rechtsverkehr wurden, insoweit sie nicht dem Zivil- und Straf
rechtswesen oder dem Wettbewerbsrecht zugeordnet wurden, auf den Kompetenztatbestand des 
Fernmeldewesens (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG) gestützt.45 

 

3.2.3.2. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Das geplante Regelungsvorhaben umfasst Regelungen über verschiedene Pflichten von Online-
Plattformen (siehe Punkt 2.2.2.2. und 2.2.2.3.). Es erscheint vertretbar, solche Regelungen dem 
Fernmeldewesen gemäß Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG zuzuordnen, weil und insofern sich die Rege
lungen auf Inhalte beziehen, die über elektronische Medien übertragen werden. Auch Regelun
gen über den Datenaustausch zwischen Online-Plattformen und Behörden können grundsätz
lich in Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG eine kompetenzrechtliche Deckung finden. 

Das geplante Regelungsvorhaben umfasst jedoch auch Regelungen, die sich nicht auf Online-
Plattformen oder den Datenaustausch mit Online-Plattformen beziehen. Auch Beherbergungs
betriebe, die nicht auf Online-Plattformen auftreten, sollen im geplanten Beherbergungsregister 
registrierungspflichtig sein (siehe Punkt 2.1. und 2.3.). 

 

                                                           
39 Siehe Muzak, Bundes-Verfassungsrecht. Kommentar6 (2020) Art 10 B-VG Rz 44, sowie Rosenkranz, Art 10 (1) 
Z 9 B-VG, in Kahl/Khakzadeh/Schmid (Hrsg), Kommentar zum Bundesverfassungsrecht (2021) Rz 39, jeweils 
mit Hinweis auf VfSlg 2720/1954. 
40 Muzak, B-VG, Art 10 B-VG, Rz 44. 
41 Holoubek/Gärner/Grafl, Recht der Massenmedien, in Holoubek/Potacs (Hrsg) Öffentliches Wirtschaftsrecht. 
Band 14 (2019) 1351 (1382); Rosenkranz, Art 10 (1) Z 9 B-VG, Rz 40. 
42 Siehe Holoubek/Damjanovic/Grafl, Telekommunikationsrecht, in Holoubek/Potacs (Hrsg) Öffentliches Wirt
schaftsrecht. Band 14 (2019) 1271 (1282 f), wonach die Regulierung der über elektronische Kommunikationsnetze 
übertragenen Inhalte zum Kompetenztatbestand des Fernmeldewesens zähle; dies sei aus VfSlg 2721/1954 und 
7593/1975 abzuleiten, wonach das Rundfunkwesen zur Gänze, somit in organisatorischer, technischer und kultu
reller Beziehung, Bestandteil des Telegraphenwesens (nunmehr: des Fernmeldewesens) ist. 
43 Siehe zB die Regelungen über Video-Sharing-Plattform-Anbieter in den §§ 54c ff des Audiovisuelle Medien
dienste-Gesetzes – AMD-G, BGBl I 84/2001 idF BGBl I 135/2023 (ErlRV 462 BlgNR XXVII. GP, 3) oder die 
Regelungen über Kommunikationsplattformen im Kommunikationsplattformen-Gesetz – KoPl-G, BGBl I 
151/2020 (ErlRV 463 BlgNR XXVII. GP, 2). 
44 BGBl I 152/2001 idF BGBl I 182/2023. 
45 ErlRV BlgNR 817 XXI. GP, 14. 
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Es kann daher nicht angenommen werden, dass alle Regelungen des Regelungsvorhabens einen 
Bezug zum Fernmeldewesen (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG) haben. Die fraglichen Regelungen dür
fen daher nicht vollständig aufgrund dieses Kompetenztatbestands erlassen werden. 

 

3.2.4. Sonstige Statistik, soweit sie nicht nur den Interessen eines einzelnen Landes dient 
(Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG) 

3.2.4.1. Zum Begriff der Statistik im Allgemeinen 

Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung ist – unter Wahrung der Rechte der Länder, im 
eigenen Land jegliche Statistik zu betreiben – die sonstige Statistik, soweit sie nicht nur den 
Interessen eines einzelnen Landes dient (Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG). 

In der Lehre wird ein Schreiben des Präsidiums der Statistischen Zentralkommission an die 
Staatskanzlei vom 18.11.1919 als maßgeblich zur Interpretation des Begriffs der Statistik iSd 
Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG beurteilt.46 Darin wird ua ausgeführt, dass der Verwaltungsstatistik 
„unter der Voraussetzung des einheitlichen Kultur- und Wirtschaftsgebietes der österreichi
schen Bundesrepublik die Aufgabe zu[fällt], auf allen wichtigen Gebieten des staatlichen, kul
turellen und wirtschaftlichen Lebens jenes zahlenmäßige Gesamtbild herzustellen, das heute in 
den Zeiten ausgedehnter Zwangswirtschaft und intensiver Betätigung der öffentlichen Gewal
ten von keinem modernen Staatsgebilde entbehrt werden kann.“47 

Statistik iSd Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG kann somit als die Erhebung von Informationen über 
Massenerscheinungen (vgl „zahlenmäßige Gesamtbild“) verstanden werden, die zur Besorgung 
staatlicher Aufgaben benötigt werden. Dieser Begriff entspricht auch dem gegenwärtigen und 
dem in der Literatur der ausgehenden Monarchie herrschenden Verständnis des Begriffs der 
(Verwaltungs-)Statistik.48 

Da sich die Statistik iSd Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG auf die Erfassung von Massenerscheinungen 
beschränkt, umfasst die Kompetenz nicht auch Regelungen über die Erhebung und Verarbei
tung von auf bestimmte Personen (oder Sachen) bezogenen Informationen, die individuell 
(etwa in einer Datenbank) abrufbar sind.49 Bei der Führung eines Registers, in dem regelmäßig 

                                                           
46 Siehe Blauensteiner, Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG, in Kneihs/Lienbacher (Hrsg), Rill-Schäffer-Kommentar Bun
desverfassungsrecht (25. Lfg 2020) Rz 39; Wagrandl, Art 10/1 Z 13 B-VG, in Korinek/Holoubek/Beze
mek/Fuchs/Martin/Zellenberg (Hrsg), Österreichisches Bundesverfassungsrecht. Kommentar (18. Lfg 2023) 
Rz 75, der in diesem Zusammenhang auch auf jene Rechtsvorschriften hinweist, durch welche die k.k. statistische 
Zentralkommission (RGBl 24/1863) und die Statistische Kommission und das Bundesamt für Statistik (BGBl 
1921/603) eingerichtet wurden. 
47 Siehe Ermacora, Die Entstehung der Bundesverfassung 1920. Materialien und Erläuterungen (III). Die Aufga
benverteilung zwischen Bund und Ländern (1986) 11. 
48 Einer aktuellen lexikalischen Definition des Duden zufolge ist der Begriff der Statistik als „Wissenschaft von 
der zahlenmäßigen Erfassung, Untersuchung und Auswertung von Massenerscheinungen“ oder als „schriftlich 
fixierte Zusammenstellung, Aufstellung der Ergebnisse von Massenuntersuchungen, meist in Form von Tabellen 
oder grafischen Darstellungen“ zu definieren; https://www.duden.de/rechtschreibung/Statistik (20.6.2024); zum 
Begriff der Statistik siehe auch Morscher/Waitz, Österreichisches Statistikrecht (2006) 9 ff. Zum historischen Be
griffsverständnis in der Literatur der ausgehenden Monarchie siehe Pernthaler in Funk/Pernthaler, Verfassungs
fragen des land- und forstwirtschaftlichen Informationswesen, 85 f mwN. 
49 In diesem Sinn auch Pernthaler in Funk/Pernthaler, Verfassungsfragen des land- und forstwirtschaftlichen In
formationswesen, 86. 

https://www.duden.de/rechtschreibung/Statistik
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aktualisierte personenbezogene Daten zur Verfügung stehen, handelt es sich also nicht um Sta
tistik iSd Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG. 

Dieses Verständnis von Statistik spiegelt sich auch im geltenden Bundesstatistikgesetz 200050 
wider: 

Gemäß § 1 leg cit ist die Bundesstatistik „ein nicht personenbezogenes Informationssystem des 
Bundes, das Daten über die wirtschaftlichen, demographischen, sozialen, ökologischen und 
kulturellen Gegebenheiten in Österreich den Bundesorganen zur Planung, Entscheidungsvor
bereitung und Kontrolle von Maßnahmen sowie der Wissenschaft, der Wirtschaft und der Öf
fentlichkeit bereitstellt“; in § 3 Z 1 leg cit wird Statistik als „[q]uantitative Beschreibung und 
Beurteilung von Massenerscheinungen“ definiert (Kursivschreibungen nicht im Gesetz). 

Zwar erlaubt § 5 leg cit unter bestimmten Voraussetzungen die Erhebung von personen- und 
unternehmensbezogenen Daten. Das Gesetz enthält jedoch Regelungen, welche zur Verschlüs
selung personenbezogener Daten verpflichten, sobald sie nicht mehr für statistische Zwecke 
erforderlich sind (vgl § 15 leg cit). In § 19 Abs 2 iVm § 3 Z 14 leg cit wird auch festgelegt, dass 
Statistiken in einer solchen Weise zur veröffentlichen sind, dass ein Rückschluss auf Angaben 
über bestimmte oder bestimmbare Betroffene, also natürliche oder juristische Personen, deren 
Merkmale erhoben werden, ausgeschlossen werden kann. 

Auch die §§ 25 und 25a leg cit stellen das dargelegte Verständnis von Statistik iSd Art 10 Abs 1 
Z 13 B-VG nicht in Frage. Diese Regelungen verpflichten die Bundesanstalt „Statistik Austria“ 
zwar zur Führung von Registern, in denen personenbezogene Daten verarbeitet und für Zwecke 
der Verwaltung bereitgestellt werden. Die einschlägigen Materialien deuten aber darauf hin, 
dass diese Regelungen (auch) auf die jeweils einschlägigen Materienkompetenzen des Bundes 
gestützt werden sollten.51 

 

3.2.4.2. Abgrenzung zur Statistikkompetenz der Länder 

Die Statistik ist nur insoweit Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung, als sie „nicht nur 
den Interessen eines einzelnen Landes dient“ (Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG). Mit der Bundes-Ver
fassungsgesetznovelle 197452 wurde ausdrücklich klargestellt, dass das Recht der Länder, „im 
eigenen Land jegliche Statistik zu betreiben“, gewahrt bleibt.53 

In der Lehre wird die Statistik vor diesem Hintergrund als „sowohl-als-auch-Materienkompe
tenz des Bundes und der Länder“54 oder „parallele (nicht konkurrierende) Zuständigkeit von 
Bund und Ländern“55 bezeichnet: Der Bund darf gemäß Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG Statistik jeder 
Art betreiben, soweit dies nicht nur den Interessen eines Landes dient. Daneben ist es auch den 

                                                           
50 BGBl I 163/1999 idF BGBl I 185/2022. 
51 Siehe ErlRV 320 BlgNR XXIV. GP, 4. Festgehalten wird in den Materialien auch, dass die Identitätsdaten der 
Unternehmen „keine Statistikdaten, sondern Verwaltungsdaten der Bundesanstalt zur Durchführung von statisti
schen Erhebungen“ sind (ebd, 13). 
52 BGBl 444/1974. 
53 Zu den Hintergründen dieser Klarstellung siehe Pesendorfer, Die Amtliche Statistik und ihre Stellung im Ver
fassungsgefüge, ÖGZ 2004, 6 (7). 
54 Blauensteiner, Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG, Rz 39. 
55 Wagrandl, Art 10/1 Z 13 B-VG, Rz 78. 
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Ländern erlaubt, im eigenen Land jegliche Statistik zu betreiben, auch wenn dies Interessen 
oder Kompetenzen des Bundes berührt. 

 

3.2.4.3. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Die geplanten Regelungen über die Registrierung aller Beherbergungsbetriebe in einem Regis
ter und damit zusammenhängende Informationspflichten können nicht oder jedenfalls nicht 
vollständig als Statistik iSd Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG qualifiziert werden. Denn Statistik im 
Sinn dieses Kompetenztatbestands ist auf die Erfassung von Massenerscheinungen beschränkt 
und erstreckt sich nicht auf die Erhebung, Verarbeitung und Zurverfügungstellung von regel
mäßig aktualisierten personenbezogenen Daten (zum Begriffsverständnis siehe Punkt 3.2.4.1.). 
Auch die Festlegung einer Pflicht von Beherbergungsbetrieben, im Rechtsverkehr eine be
stimmte Registrierungsnummer zu verwenden, oder bestimmter Pflichten von Online-Plattfor
men, zB unter bestimmten Voraussetzungen Angebote auf der Plattform zu entfernen, scheint 
keinerlei statistische Zwecke zu haben. 

 

Die geplanten gesetzlichen Regelungen finden daher nicht oder zumindest nicht vollständig im 
Kompetenztatbestands der sonstigen Statistik (Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG) ihre Deckung. Es kann 
daher auch dahingestellt bleiben, ob das geplante Regelungsvorhaben nicht nur den Interessen 
eines einzelnen Landes (siehe Punkt 3.2.4.2.) dienen würde (was wohl anzunehmen wäre). 

 

3.2.5. Die Kompetenzen des Bundes im Abgabenwesen 

3.2.5.1. Allgemeines zu den Kompetenzen des Bundes im Abgabenwesen 

Gemäß Art 10 Abs 1 Z 4 B-VG sind die Bundesfinanzen, insbesondere öffentliche Abgaben, 
die ausschließlich oder teilweise für den Bund einzuheben sind, Bundessache in Gesetzgebung 
und Vollziehung. 

Unter öffentlichen Abgaben sind nach der Rechtsprechung des VfGH Geldleistungen zu ver
stehen, die der Bund, die Länder und die Gemeinden zur Deckung ihres Finanzbedarfs einhe
ben.56 

Gemäß Art 13 B-VG werden die Zuständigkeiten des Bundes und der Länder auf dem Gebiet 
des Abgabenwesens durch ein eigenes Bundesverfassungsgesetz („Finanz-Verfassungsgesetz“) 
geregelt.57 Gemäß § 7 Abs 1 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948 – F-VG 194858 regelt die 

                                                           
56 Grundlegend VfSlg 1465/1932; siehe auch zB VfSlg 16.454/2002 und 20.391/2020; zum Abgabenbegriff siehe 
Ruppe, § 5 F-VG, in Korinek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg (Hrsg), Österreichisches Bundesver
fassungsrecht. Kommentar (3. Lfg 2000, 12. Lfg 2016) Rz 6 ff. 
57 Das F-VG steht zur Kompetenzbestimmung des Art 10 Abs 1 Z 4 B-VG in einem unklaren Verhältnis (siehe 
Ruppe, § 1 F-VG, in Korinek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg [Hrsg], Österreichisches Bundesver
fassungsrecht. Kommentar [3. Lfg 2000, 12. Lfg 2016] Rz 4), was vorliegend aber nicht von Relevanz ist. 
58 BGBl 45/1948 idF BGBl I 51/2012. 
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(einfache) Bundesgesetzgebung die Bundesabgaben, das sind die ausschließlichen Bundesab
gaben, die gemeinschaftlichen Bundesabgaben und bei Zuschlagsabgaben und Abgaben von 
demselben Besteuerungsgegenstand die für den Bund erhobene Abgabe. Nach den Regelungen 
des Finanzausgleichsgesetzes 2024 – FAG 202459 zählen beispielsweise die Einkommen-, Kör
perschafts- und Umsatzsteuer zu den bundesgesetzlich zu regelnden gemeinschaftlichen Bun
desabgaben (vgl § 10 Abs 1 FAG 2024). 

 

3.2.5.2. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die Zuständigkeit zur Regelung eines elektronischen 
Registers und damit zusammenhängende Pflichten als Annexkompetenz der jeweiligen Mate
riengesetzgebung zu verstehen ist (siehe Punkt 3.1.2.). Der Bund ist daher grundsätzlich als 
befugt anzusehen, zum Zwecke der Vollziehung jener Abgabenmaterien, zu deren Regelung er 
zuständig ist, gesetzliche Regelungen über ein elektronisches Register zu erlassen, in denen die 
Daten der jeweils Abgabenpflichtigen zu abgabenrechtlichen (etwa finanzpolizeilichen) Zwe
cken verarbeitet werden. 

Dies ist aber nur insoweit zulässig, als die Regelungen auch zur Vollziehung des Abgabenrechts 
erforderlich sind (zu den Grenzen der Annexkompetenz siehe Punkt 3.1.2.). Im Hinblick auf 
das geplante Regelungsvorhaben ist fraglich, ob alle in Aussicht genommenen Regelungen spe
zifischen Zwecken des Bundesabgabenrechts dienen. Dies ist bereits deshalb zu bezweifeln, 
weil der Kreis jener Personen, die im Beherbergungsregister meldepflichtig sein sollen (Perso
nen, die in Österreich eine Unterkunftstätte betreiben), wohl nicht durchgängig dem Kreis jener 
Personen entspricht, die im Hinblick auf eine bestimmte Bundesabgabe (zB die Einkommen-, 
Körperschaft- oder Umsatzsteuer) abgabenpflichtig sind. Auch ist nicht zu erkennen, aus wel
chen Gründen etwa die Erhebung von Details zu den Unterkünften der Beherbergungsbetriebe 
zur Vollziehung der Angelegenheiten der Bundesabgaben erforderlich wäre. Schließlich ist 
nicht anzunehmen, dass Regelungen über bestimmte Handlungspflichten von Online-Plattfor
men, zB die Pflicht, Angebote unter bestimmten Voraussetzungen von der Plattform zu entfer
nen, kompetenzrechtlich dem Abgabenrecht zugeordnet werden können (siehe dazu näher be
züglich der Abgabenkompetenz der Länder Punkt 3.3.2.2.). Ferner ist darauf hinzuweisen, dass 
im fünften Erwägungsgrund der EU-Verordnung ausdrücklich festgehalten wird, dass die Re
gelungen der EU-Verordnung nicht die Einhaltung von Steuervorschriften sicherstellen sollen 
(siehe Punkt 2.2.1.). 

 

Die geplanten gesetzlichen Regelungen dürfen daher nicht oder zumindest nicht vollständig 
aufgrund der Kompetenzen des Bundes im Abgabenwesen erlassen werden. 

 

                                                           
59 BGBl I 168/2023 idF BGBl I 59/2024. 
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3.2.6. Ergebnis 

Die Regelungen des geplanten Regelungsvorhabens finden keine vollständige Deckung in den 
Kompetenztatbeständen des Meldewesens (Art 10 Abs 1 Z 7 B-VG), der Angelegenheiten des 
Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG), des Fernmeldewesens (Art 10 Abs 1 Z 9 
B-VG) und der sonstigen Statistik (Art 10 Abs 1 Z 13 B-VG) sowie in den Kompetenzen des 
Bundes im Abgabenwesen. Konkret ist der Bund nicht zuständig, nicht gewerblich tätigen Be
herbergungsbetrieben alle vom Regelungsvorhaben umfassten Pflichten aufzuerlegen. 

 

3.3. Kompetenzen der Länder 

3.3.1. Die Kompetenzen der Länder gemäß Art 15 Abs 1 B-VG 

3.3.1.1. Zur Generalklausel des Art 15 Abs 1 B-VG 

Soweit eine Angelegenheit nicht ausdrücklich durch die Bundesverfassung der Gesetzgebung 
oder auch der Vollziehung des Bundes übertragen ist, verbleibt sie im selbständigen Wirkungs
bereich der Länder (Art 15 Abs 1 B-VG). Die Kompetenzen der Länder in Gesetzgebung und 
Vollziehung werden somit – grundsätzlich60 – nicht durch eine Aufzählung von Kompetenztat
beständen, sondern durch die Generalklausel des Art 15 Abs 1 B-VG festgelegt, die alle Ange
legenheiten, die nicht der Gesetzgebung und/oder Vollziehung des Bundes vorbehalten sind, 
den Ländern zuweist (sogenannte Residualkompetenz der Länder).61 

Vorliegend könnten die Kompetenzen der Länder im Fremdenverkehr/Tourismus und in der 
Raumordnung einschlägig sein. 

 

3.3.1.2. Zur Regelungskompetenz der Länder im Fremdenverkehr/Tourismus 

Der selbständige Wirkungsbereich der Länder gemäß Art 15 Abs 1 B-VG umfasst die Angele
genheiten des Fremdenverkehrs.62 Konkret wurden in der Rechtsprechung des VfGH ua Rege

                                                           
60 Das Bundesverfassungsrecht weist den Ländern Kompetenzen in Gesetzgebung und/oder Vollziehung teilweise 
auch ausdrücklich zu (zB in Art 11 Abs 1, Art 12 Abs 1 und Art 14 Abs 4 B-VG), teilweise werden bestimmte 
(auf Art 15 Abs 1 B-VG gründende) Kompetenzen der Länder im Bundesverfassungsrecht ausdrücklich voraus
gesetzt (zB in Art 15 Abs 3 und Abs 10 B-VG) und teilweise lassen sich Kompetenzen der Länder aus expliziten 
Vorbehalten von Bundeskompetenzen ableiten (zB in Art 10 Abs 1 Z 12 erster Tatbestand B-VG); vgl dazu Gam
per, Art 15 (1) B-VG, in Kahl/Khakzadeh/Schmid (Hrsg), Kommentar zum Bundesverfassungsrecht (2021) Rz 3. 
61 Statt vieler Öhlinger/Eberhard, Verfassungsrecht, Rz 249; Gamper, Art 15 (1) B-VG, Rz 1 ff. 
62 Grundlegend VfSlg 2500/1953; siehe die Darstellungen in Muzak, B-VG, Art 15 B-VG Rz 13; Gamper, Art 15 
(1) B-VG, Rz 5. 
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lungen über die Fremdenverkehrsförderung und die Verpflichtung zur Zahlung von Interessen
tenbeiträgen an Fremdenverkehrsverbände63 sowie die Enteignung zugunsten von Fremdenver
kehrsanlagen64 zu den Angelegenheiten des Fremdenverkehrs gezählt. Auch das Campingplatz
wesen,65 die Privatzimmervermietung (siehe Punkt 3.2.2.2.) sowie das Berg- und Schiführer
wesen66 fallen gemäß Art 15 Abs 1 B-VG in den Kompetenzbereich der Länder und werden 
dem Fremdenverkehr/Tourismus in einem weiten Sinn zugerechnet.67 

Nicht zu den Angelegenheiten des Fremdenverkehrs iSd Art 15 Abs 1 B-VG zählen die Frem
denverkehrsabgaben, die gemäß § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 iVm § 8 Abs 1 F-VG 1948 von den 
Ländern geregelt werden dürfen (siehe Punkt 3.3.2.).68 

 

3.3.1.3. Zur Regelungskompetenz der Länder in der Raumordnung  

Der selbständige Wirkungsbereich der Länder gemäß Art 15 Abs 1 B-VG umfasst auch Ange
legenheiten der Raumordnung, soweit sie nicht Gebiete betrifft, die kompetenzrechtlich dem 
Bund zugewiesen sind.69 Im Rechtssatz im Kompetenzfeststellungserkenntnis VfSlg 2674/1954 
hat der VfGH ausgesprochen:70 

„Die planmäßige und vorausschauende Gesamtgestaltung eines bestimmten Gebietes in bezug auf seine 
Verbauung, insbesondere für Wohn- und Industriezwecke einerseits und für die Erhaltung von im we
sentlichen unbebauten Flächen anderseits („Landesplanung" – „Raumordnung"), ist nach Art. 15 Abs. 1 
B.-VG. in der Fassung von 1929 in Gesetzgebung und Vollziehung insoweit Landessache, als nicht etwa 
einzelne dieser planenden Maßnahmen, wie im besonderen solche auf den Gebieten des Eisenbahnwe
sens, des Bergwesens, des Forstwesens und des Wasserrechts, nach Art. 10 bis 12 B.-VG. in der Fassung 
von 1929 der Gesetzgebung oder auch der Vollziehung des Bundes ausdrücklich vorbehalten sind.“ 

Unter anderem ist die Landesgesetzgebung gemäß Art 15 Abs 1 B-VG grundsätzlich zuständig, 
die Untersagung der Nutzung eines Grundstücks zu regeln, soweit die Angelegenheit nicht in 
den Kompetenzbereich des Bundes fällt.71 Es ist daher grundsätzlich davon auszugehen, dass 

                                                           
63 VfSlg 2641/1954. Zu den auf Art 15 Abs 1 B-VG gestützten Zahlungsverpflichtungen zählen die Verpflichtun
gen zur Zahlung von Tourismusbeiträgen in Oberösterreich (§§ 36 ff des Oö. Tourismusgesetzes 2018 – Oö. TG 
2018, LGBl 3/2018 idF LGBl 113/2023), Verbandsbeiträgen in Salzburg (§§ 30 ff des Salzburger Tourismusgesetz 
2003 – S.TG 2003, LGBl 43/2003 idF LGBl 97/2023), Interessentenbeiträgen in der Steiermark (§ 27 ff des Stei
ermärkischen Tourismusgesetzes 1992, LGBl 55/1992 idF LGBl 23/2024) und Verbandsbeiträgen in Tirol 
(§§ 30 ff des Tiroler Tourismusgesetzes 2006, LGBl 19/2006 idF LGBl 85/2023); siehe Novak, Tourismusabgaben 
und Finanzierung der Tourismusverwaltung, in Saria (Hrsg), Jahrbuch Tourismusrecht 2020, 185 (203, 204, 206 
und 207). 
64 VfSlg 7145/1973. 
65 VfSlg 4227/1962; siehe auch VfSlg 5024/1965. 
66 Siehe Art III der Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBl 444/1974. 
67 Gansterer, Tourismusrecht, 398 f. 
68 Zur Abgrenzung der aufgrund von Art 15 Abs 1 B-VG zu regelnden Beiträge und der Fremdenverkehrsabgaben 
siehe Novak, Jahrbuch Tourismusrecht 2020, 188, 193. 
69 Gamper, Art 15 (1) B-VG, Rz 5. 
70 Siehe auch zB VfSlg 7658/1975, 9543/1982, 12.465/1990, 20.262/2018. 
71 VfSlg 16.980/2003. 
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Regelungen über die Beschränkung der Nutzung von Wohnungen etwa zu Zwecken der Kurz
zeitvermietung72 und andere damit zusammenhängende Regelungen gemäß Art 15 Abs 1 B-VG 
von den Ländern erlassen werden dürfen. 

 

3.3.1.4. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Die Zuständigkeit zur Erlassung von Regelungen über ein elektronisches Register und damit 
zusammenhängende Pflichten ist als Annexkompetenz der jeweiligen Materiengesetzgebung 
zu verstehen (siehe oben unter Punkt 3.1.2.). Die Länder sind somit grundsätzlich zuständig, 
gesetzliche Regelungen über ein elektronisches Beherbergungsregister und damit zusammen
hängende Pflichten zu erlassen, insoweit dies den Zwecken des Fremdenverkehrs oder der 
Raumordnung (iSd Art 15 Abs 1 B-VG) dient. 

Ein solches Register müsste auf den örtlichen Wirkungsbereich des jeweiligen Landes be
schränkt bleiben, dürfte also insbesondere nur jene Unterkunftstätten erfassen, die sich im Ge
biet des jeweiligen Landes befinden. 

Da es sich bei der Kompetenz der Länder gemäß Art 15 Abs 1 B-VG um eine Residualkompe
tenz handelt, dürfen die Länder nur insoweit Regelungen über ein Beherbergungsregister erlas
sen, als die Erlassung solcher Regelungen nicht dem Bund vorbehalten ist (zu den Kompeten
zen des Bundes siehe Punkt 3.2.). 

Jedenfalls dürfen Privatzimmervermieter:innen und private Vermieter:innen in das Beherber
gungsregister miteinbezogen werden, weil die Regelung ihrer Tätigkeit in den selbständigen 
Wirkungsbereich der Länder fällt (siehe Punkt 3.2.2.2.). 

Unklar ist aber, ob und inwieweit die Länder auch kompetent sind, Regelungen über Pflichten 
von gewerblich tätigen Beherbergungsbetrieben zu erlassen: Wie unter Punkt 3.2.2.1. 
ausgeführt wurde, dürfen grundsätzlich nur gewerbepolizeiliche Regelungen, also Regelungen, 
die dem Schutz des Gewerbes oder der Abwehr von vom Gewerbebetrieb unmittelbar 
ausgehenden Gefahren dienen, aufgrund der Gewerberechtskompetenz des Bundes (Art 10 
Abs 1 Z 8 B-VG) erlassen werden. Man könnte argumentieren, dass die geplanten Regelungen 
keinen gewerbepolizeilichen, sondern fremdenverkehrsrechtlichen und/oder 
raumordnungsrechtlichen Zwecken dienen sollen und insofern nicht in die Kompetenz des 
Bundes nach Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG eingreifen. Man könnte aber auch der Auffassung sein, 
dass die geplanten Regelungen (zumindest teilweise) im Ergebnis Ausübungsbeschränkungen 
der Betriebe bewirken, die nur von der jeweiligen, für die Regelung der Ausübung dieser 
Tätigkeiten zuständigen Gesetzgebung (bezüglich der Gewerbetreibenden: vom Bund als 
Gewerberechtsgesetzgeber gemäß Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) vorgesehen werden dürfen. 

Unklar ist auch, ob die Länder aufgrund von Art 15 Abs 1 B-VG Online-Plattformen alle Pflich
ten, wie sie in der EU-Verordnung vorgesehen sind, auferlegen dürfen, zB die Pflicht, unter 
bestimmten Voraussetzungen bestimmte Buchungsangebote auf der Plattform zu entfernen. Es 
könnte sein, dass die Erlassung solcher Regelungen der Bundesgesetzgebung vorbehalten ist, 

                                                           
72 Siehe zB die Regelungen über Kurzzeitvermietung in der (Wiener) Bauordnungsnovelle 2023, LGBl 37/2023. 
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weil der Bund gemäß Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG (Angelegenheiten des Gewerbes und der Indust
rie) und Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG (Fernmeldewesen) zuständig ist, Handlungspflichten von On
line-Plattformen zu regeln (siehe Punkt 3.2.2.3. und Punkt 3.2.3.2.). Man könnte aber vor dem 
Hintergrund der Gesichtspunktetheorie (siehe dazu Punkt 3.1.1.) auch die Auffassung vertreten, 
dass die Gesetzgebungskompetenzen des Bundes der Normierung von materienspezifischen 
(hier: auf den Fremdenverkehr und/oder die Raumordnung bezogenen) Pflichten von Online-
Plattformen durch die Länder nicht entgegenstehen. 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Länder gemäß Art 15 Abs 1 B-VG grundsätzlich 
als zuständig anzusehen sind, zu Zwecken des Fremdenverkehrs und/oder der Raumordnung 
Regelungen über ein auf ihren örtlichen Wirkungsbereich beschränktes Beherbergungsregister 
und damit zusammenhängende Pflichten zu erlassen. Unklar ist aber, ob die Länder gemäß 
Art 15 Abs 1 B-VG unter dem Gesichtspunkt des Fremdenverkehrs und/oder der Raumordnung 
alle vorgesehenen Pflichten von gewerblich tätigen Beherbergungsbetrieben und Online-Platt
formen regeln dürfen. 

 

3.3.2. Fremdenverkehrsabgaben (§ 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 iVm § 8 Abs 1 F-VG 1948) 

3.3.2.1. Zum Kompetenztatbestand im Allgemeinen 

Gemäß § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 sind die Fremdenverkehrsabgaben ausschließliche Lan
des(Gemeinde)abgaben. Ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben werden (vorbehaltlich 
des § 7 Abs 3 bis 5 F-VG 1948) durch die Landesgesetzgebung geregelt (§ 8 Abs 1 F-VG 
1948). 

Unter Fremdenverkehrsabgaben sind nach der Rechtsprechung des VfGH Abgaben zu verste
hen, bei welchen der Besteuerungsgegenstand der Betrieb von Erwerbsunternehmungen ist, die 
aus dem Fremdenverkehr Vorteile ziehen, sowie Abgaben, die den Aufenthalt von Fremden in 
einem Fremdenverkehrsbetrieb steuerlich belasten.73 Zu den Fremdenverkehrsabgaben iSd § 16 
Abs 1 Z 6 FAG 2024 zählen die in den Landesgesetzen jeweils unterschiedlich bezeichneten 
Tourismus- und Fremdenverkehrsabgaben74 sowie Taxen und Aufenthaltsabgaben.75 

                                                           
73 Siehe zB VfSlg 3221/1957, 4398/1963 und 5577/1967; zuletzt VfGH 23.6.2022, E 710/2021-11, Rz 30: „Aus
zugehen ist davon, dass Tourismusbeiträge von Unternehmern, die aus dem Tourismus geschäftlichen Nutzen 
ziehen, und Ortstaxen, die den Aufenthalt des Fremden im Gemeindegebiet belasten, finanzverfassungsrechtlich 
den Fremdenverkehrsabgaben zuzurechnen sind (vgl § 16 Abs. 1 Z 6 FAG 2017).“ Eingehend zur Rsp des VfGH 
zu Fremdenverkehrsabgaben Novak, Jahrbuch Tourismusrecht 2020, 189 ff. 
74 §§ 23 ff des Burgenländischen Tourismusgesetzes 2021 – Bgld. TG 2021, LGBl 6/2021 idF LGBl 62/2022 
(Tourismusförderungsbeitrag); Kärntner Tourismusabgabegesetz – K-TAG, LGBl 59/1994 idF LGBl 43/2017 
(Tourismusabgabe); §§ 6 ff des (Vorarlberger) Gesetzes über die Förderung und den Schutz des Tourismus, LGBl 
86/1997 idF LGBl 27/2024 (Tourismusbeitrag). 
75 §§ 21 ff des Burgenländisches Heilvorkommen- und Kurortegesetzes – Bgld. HeiKuG, LGBl 15/1963 idF LGBl 
21/2023 (Kurtaxe); §§ 20 ff Bgld. TG 2021 (Ortstaxe); Kärntner Orts- und Nächtigungstaxengesetz – K-ONTG, 
LGBl 144/1970 idF LGBl 71/2018 (Ortstaxe, Kurtaxe und Nächtigungstaxe); §§ 10 ff des NÖ Tourismusgesetzes 
2023, LGBl 40/2023 (Nächtigungstaxe); §§ 47 ff Oö. TG 2018 (Ortstaxe); §§ 4 ff des Salzburger Nächtigungsab
gabengesetzes – SNAG, LGBl 7/2020 idF 71/2022 (allgemeine Nächtigungsabgabe); Steiermärkisches Nächti
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Keine Fremdenverkehrsabgaben sind die an Fremdenverkehrsverbände oder Fremdenverkehrs
förderungsfonds zu entrichtenden Pflichtbeiträge;76 diese dürfen aufgrund von Art 15 Abs 1 
B-VG geregelt werden (siehe Punkt 3.3.1.). Die Abgrenzung von Fremdenverkehrsabgaben iSd 
§ 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 und Fremdenverkehrsbeiträgen iSd Art 15 Abs 1 B-VG kann im 
Einzelfall schwierig sein, zumal manche im Gesetz als „Beiträge“ bezeichnete Zahlungspflich
ten tatsächlich Abgaben iSd § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 sind.77 

 

3.3.2.2. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Die Zuständigkeit zur Erlassung von Regelungen über ein elektronisches Register und damit 
zusammenhängende Pflichten ist grundsätzlich als Annexkompetenz der jeweiligen Materien
gesetzgebung zu verstehen (siehe Punkt 3.1.2.). 

Die Länder dürfen daher gestützt auf § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 Regelungen über ein Beher
bergungsregister erlassen, insoweit dies fremdenverkehrsabgaberechtlichen Zwecken dient. So
fern dies zu Zwecken der Erhebung der Abgaben erforderlich ist, dürfen hierbei auch gewerb
lichen Beherbergungsbetrieben und Online-Plattformen Pflichten auferlegt werden und dürfen 
auch deren Daten im Beherbergungsregister verarbeitet werden. In diesem Sinn sehen die gel
tenden Vorschriften einiger Länder auf Unterkunftstätten bezogene Melde- oder Anzeigepflich
ten (der Unterkunftgeber:innen und/oder Diensteanbieter:innen78) zum Zwecke der Einhebung 
von Taxen oder Aufenthaltsabgaben vor.79 

Zur Datenübermittlung verpflichtet und in das Register miteinbezogen werden dürften alle Be
herbergungsbetriebe, in deren Unterkunftstätten Abgabenpflichten entstehen können. Nicht nur 
private, sondern auch gewerblich tätige Betriebe dürften in das Beherbergungsregister mitein
bezogen werden, weil die Tätigkeit von Gewerbetreibenden nicht nur unter dem Gesichtspunkt 
des Gewerberechts iSd Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG (siehe Punkt 3.2.2.1.), sondern auch unter dem 
Gesichtspunkt der Fremdenverkehrsabgaben iSd § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 geregelt werden 
darf. 

                                                           
gungsabgabegesetz – StNAG, LGBl 54/1980 idF LGBl 46/2022 (Nächtigungsabgabe); Tiroler Aufenthaltsabga
begesetz 2003, LGBl 85/2003 idF LGBl 85/2023 (Aufenthaltsabgabe); §§ 13 ff des (Vorarlberger) Gesetzes über 
die Förderung und den Schutz des Tourismus (Gästetaxe); §§ 11 ff des Wiener Tourismusförderungsgesetzes – 
WTFG, LGBl 13/1995 idF LGBl 25/2021 (Ortstaxe). 
76 VfSlg 5811/1968. 
77 Siehe den Tourismusförderungsbeitrag im Burgenland (§§ 23 ff Bgld. TG 2021) und den Tourismusbeitrag in 
Vorarlberg (§§ 6 ff des [Vorarlberger] Gesetzes über die Förderung und den Schutz des Tourismus). Zur Abgren
zung siehe Novak, Jahrbuch Tourismusrecht 2020, 193. Zum Fall einer „verschleierten“ Fremdenverkehrsabgabe 
in Gestalt einer Beitragsverpflichtung siehe VfSlg 5317/1966. 
78 Zum Begriff des Diensteanbieters siehe § 3 Z 2 des E-Commerce-Gesetzes, BGBl I 152/2001 idF BGBl I 
182/2023. 
79 Siehe § 23 des NÖ Tourismusgesetzes 2023; § 9 SNAG; § 4a StNAG; § 16a des (Vorarlberger) Gesetzes über 
die Förderung und den Schutz des Tourismus; § 15 WTFG. Hervorzuheben ist insbesondere das in § 9 des Tiroler 
Aufenthaltsabgabengesetzes geregelte Beherbergungsregister: Vorgesehen ist, dass Unterkunftgeber bei erstmali
ger Entstehung des Abgabenanspruchs die Gewährung von Unterkünften dem Tourismusverband schriftlich an
zuzeigen hat, wobei auch die Anzahl der Betten anzugeben ist (§ 9 Abs 1 leg cit). Der Tourismusverband hat dem 
Unterkunftgeber eine Betriebsnummer zuzuweisen und mitzuteilen (§ 9 Abs 2 leg cit) und ein Register über alle 
Beherbergungsbetriebe zu führen, das laufend zu aktualisieren ist (§ 9 Abs 3 erster und zweiter Satz leg cit). 
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Insoweit dies für Zwecke der Fremdenverkehrsabgabe erforderlich ist, dürften Beherbergungs
betriebe auch verpflichtet werden, eine von der Abgabenbehörde vergebene Registrierungs
nummer im Rechtsverkehr zu verwenden. 

Fraglich ist aber, ob die Länder gestützt auf § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 kompetent sind, Online-
Plattformen bestimmte Pflichten im Rahmen der Ausübung ihrer Tätigkeit aufzuerlegen, zB die 
Pflicht, bestimmte Buchungsangebote von der Plattform zu entfernen. Solche Handlungspflich
ten schränken unmittelbar die wirtschaftliche Betätigungsfreiheit der Online-Plattformen (und 
der Beherbergungsbetriebe) ein und haben nur einen mittelbaren Bezug zu den Angelegenhei
ten der Fremdenverkehrsabgaben. Es ist nicht anzunehmen, dass Regelungen über solche Hand
lungspflichten von der Abgabengesetzgebung erlassen werden dürfen. In diesem Sinn dürfte 
auch der Bund nicht zuständig sein, beispielsweise als Grunderwerbsteuergesetzgeber (§ 10 
Abs 1 FAG 2024) Regelungen über die Beschränkung der Vermittlungstätigkeiten von Immo
bilienmakler:innen zu erlassen oder als Einkommensteuergesetzgeber (§ 10 Abs 1 FAG 2024) 
den Vertragspartner:innen von Steuerpflichtigen das Kontrahieren mit diesen Steuerpflichtigen 
zu untersagen. 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass im fünften Erwägungsgrund der 
EU-Verordnung ausdrücklich festgehalten wird, dass die Regelungen der EU-Verordnung nicht 
die Einhaltung von Steuervorschriften sicherstellen sollen (siehe oben unter Punkt 2.2.1.). 

 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Länder gestützt auf § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024 iVm 
§ 8 Abs 1 F-VG 1948 zuständig sind, Regelungen über ein auf ihren örtlichen Wirkungsbereich 
beschränktes Beherbergungsregister und damit zusammenhängende Pflichten zu erlassen, in
soweit dies fremdenverkehrsabgaberechtlichen Zwecken dient. Regelungen, die Online-Platt
formen auf ihre Vermittlungstätigkeit bezogene Pflichten auferlegen (zB die Pflicht, unter be
stimmten Voraussetzungen Buchungsangebote von der Plattform zu entfernen), dürfen aber 
nicht aufgrund dieses Kompetenztatbestands erlassen werden. 

 

3.3.3. Ergebnis 

Die Länder dürfen gesetzliche Regelungen über ein auf ihren jeweiligen örtlichen Wirkungs
bereich beschränktes Beherbergungsregister erlassen, insoweit dies für Zwecke des Fremden
verkehrs und/oder der Raumordnung (iSd Art 15 Abs 1 B-VG) bzw der Fremdenverkehrsabga
ben (iSd § 16 Abs 1 Z 6 FAG 2024) erforderlich ist. Es steht aber nicht fest, dass alle geplanten 
Regelungen des Regelungsvorhabens in diesen Landeskompetenzen ihre kompetenzrechtliche 
Deckung finden. Fraglich ist insbesondere, ob die Länder gemäß Art 15 Abs 1 B-VG unter dem 
Gesichtspunkt des Fremdenverkehrs und/oder der Raumordnung alle vorgesehenen Pflichten 
von gewerblich tätigen Beherbergungsbetrieben und Online-Plattformen regeln dürfen. 
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3.4. Ergebnis 

Es besteht keine Kompetenz einer einzigen Gebietskörperschaft zur Erlassung von Regelungen 
über das geplante bundesweite Beherbergungsregister nach Maßgabe der in der EU-Verord
nung vorgesehenen Vorgaben: 

Die Kompetenzen des Bundes erstrecken sich weder für sich alleine noch zusammengenommen 
auf alle Regelungen, die vom geplanten Vorhaben umfasst sein sollen. Konkret ist der Bund 
nicht zuständig, den nicht gewerblich tätigen Beherbergungsbetrieben alle vorgesehenen 
Pflichten aufzuerlegen. 

Die Länder dürfen Regelungen über ein Beherbergungsregister und damit zusammenhängende 
Pflichten erlassen, insoweit diese Regelungen den Zwecken des Fremdenverkehrs und/oder der 
Raumordnung dienen und nicht in die Kompetenzen des Bundes eingreifen oder insofern die 
Regelungen fremdenverkehrsabgaberechtlichen Zwecken dienen. Unklar ist aber insbesondere, 
ob die Länder unter dem Gesichtspunkt des Fremdenverkehrs/der Raumordnung oder der Frem
denverkehrsabgaben alle vorgesehenen Pflichten von gewerblich tätigen Beherbergungsbetrie
ben und Online-Plattformen regeln dürfen. Die jeweiligen Register der Länder dürften jeden
falls nur auf den örtlichen Wirkungsbereich des jeweiligen Landes beschränkt, also nicht bun
desweit sein. 

 

4. Unionsrechtliche Zulässigkeit 

Die EU-Verordnung gilt nicht für die kurzfristige Vermietung in Hotels, Gasthöfen und Pensi
onen (siehe Art 3 Nr 1 der EU-Verordnung). Die EU-Verordnung ist daher nicht auf alle Be
herbergungsbetriebe anwendbar, die vom bundesweiten Bundesbeherbergungsregister erfasst 
sein sollen. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob es unionsrechtlich zulässig ist, die in der EU-
Verordnung enthaltenen Regelungen auf sämtliche Beherbergungsbetriebe, also auch auf Ho
tels, Gasthöfe und Pensionen zu erstrecken. Diese Frage stellt sich erstens im Hinblick auf die 
EU-Verordnung selbst (Punkt 4.1.), zweitens im Hinblick auf die Niederlassungs- und Dienst
leistungsfreiheit (Punkt 4.2.) und drittens im Hinblick auf das Herkunftslandprinzip der E-Com
merce-Richtlinie (Punkt 4.3.). 

 

4.1. Die Vorgaben der EU-Verordnung 

Die EU-Verordnung enthält keine Regelungen über die Registrierung von Hotels, Gasthöfen 
und Pensionen und damit zusammenhängende Pflichten insbesondere zum Datenaustausch und 
lässt diesen Bereich daher ungeregelt. Es gibt auch keine eindeutigen Anhaltspunkte, wonach 
es die EU-Verordnung verbieten würde, die Regelungen der EU-Verordnung im nationalen 
Recht auch auf Hotels, Gasthöfe und Pensionen zu erstrecken. 
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Es ist daher nicht anzunehmen, dass es im Hinblick auf die EU-Verordnung selbst unzulässig 
wäre, dessen Regelungen durch das nationale Recht auf sämtliche Beherbergungsbetriebe zu 
erstrecken. 

 

4.2. Vereinbarkeit mit der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit 

4.2.1. Allgemeines 

Gemäß Art 49 Abs 1 AEUV sind Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehö
rigen eines Mitgliedstaats im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats verboten. Die Nieder
lassungsfreiheit umfasst die Aufnahme und Ausübung selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie 
die Gründung und Leitung von Unternehmen (Art 49 Abs 2 AEUV). 

Art 56 Abs 1 AEUV verbietet Beschränkungen des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb 
der Union für Angehörige der Mitgliedstaaten, die in einem anderen Mitgliedstaat als demjeni
gen des Leistungsempfängers ansässig sind. 

Diese Bestimmungen stehen (ua) jeder nationalen Maßnahme entgegen, die die Ausübung der 
Niederlassungsfreiheit oder der Dienstleistungsfreiheit unterbindet, behindert oder weniger at
traktiv macht.80 

Eine Beschränkung der Niederlassungs- oder Dienstleistungsfreiheit ist zulässig, wenn die be
schränkenden Bestimmungen ohne Diskriminierung angewandt werden und die Beschränkung 
aus zwingenden Gründen des Allgemeininteresses gerechtfertigt ist,81 also geeignet ist, die Ver
wirklichung des mit ihr verfolgten Zieles zu gewährleisten, und nicht über das hinausgeht, was 
zur Erreichung dieses Zieles erforderlich ist.82 

 

4.2.2. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Nationale Regelungen, wonach die in der EU-Verordnung vorgesehenen Pflichten für sämtliche 
Beherbergungsbetriebe – also auch für sämtliche Hotels, Gasthöfe und Pensionen – gelten, 
dürften eine Beschränkung der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit bewirken. Es ist 
nämlich nicht ausgeschlossen, dass es aufgrund solcher Regelungen für Angehörige anderer 
Mitgliedstaaten weniger attraktiv ist, in Österreich eine Niederlassung zu gründen oder eine 
Dienstleistung im Bereich der kurzfristigen Vermietung (oder ihrer Vermittlung) anzubieten. 

                                                           
80 Siehe zB EuGH 2.2.2023, C-372/21, Freikirche der Siebenten-Tags-Adventisten in Deutschland, Rz 28 (hin
sichtlich Art 49 AEUV) und EuGH 2.3.2023, C-695/21, Recreatieprojecten Zeeland ua, Rz 13 (hinsichtlich Art 56 
AEUV). 
81 Siehe zB EuGH 28.1.2016, C-375/14, Rosanna Laezza, Rz 31 mwH und EuGH 6.5.2021, C-142/20, Analisi G. 
Caracciolo Srl, Rz 48. Ausführlich zur Rechtfertigung von Beschränkungen der Niederlassungs- und Dienstleis
tungsfreiheit siehe Enzinger in Jaeger/Stöger (Hrsg), EUV/AEUV Art 49 AEUV (Stand 1.6.2022, rdb.at) Rz 25 ff 
sowie Budischowsky in Jaeger/Stöger (Hrsg), EUV/AEUV Art 57 AEUV (Stand 1.7.2023, rdb.at) Rz 23 ff. 
82 EuGH 30.11.1995, C-55/94, Gebhard, Rz 37. Siehe auch zB EuGH 26.10.2006, C-65/05, Kommission/Helleni
sche Republik, Rz 49 mwH. 
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Die nationalen Regelungen würden in nichtdiskriminierender Weise angewendet werden, weil 
sowohl österreichische Staatsangehörige als auch die Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaa
ten, die eine Online-Plattform betreiben oder in Österreich eine zu vermietende Unterkunftstätte 
haben, in gleicher Weise von den Regelungen betroffen wären. 

Damit diese Regelungen zulässig sind, müssten sie aus zwingenden Gründen des Allgemeinin
teresses gerechtfertigt sein. Es bestehen gute Gründe anzunehmen, dass dies der Fall ist: 

Wie im dritten Erwägungsgrund der EU-Verordnung dargelegt wird, sollen die Regelungen der 
EU-Verordnung dazu dienen, den Zugang von Behörden zu Daten über die Erbringung von 
Dienstleistungen der kurzfristigen Vermietung von Unterkünften zu verbessern, damit auf de
ren Grundlage wirksame und verhältnismäßige politische Maßnahmen konzipiert und umge
setzt werden können. Es ist davon auszugehen, dass dieses Ziel auch im Bereich der Beherber
gung in Hotels, Gasthöfen und Pensionen eine Beschränkung der Niederlassungs- und Dienst
leistungsfreiheit rechtfertigen kann.83 Denn Mitgliedstaaten können im Hinblick auf den besse
ren Vollzug verschiedener Verwaltungsmaterien ein legitimes Interesse daran haben, die Daten 
sämtlicher Beherbergungsbetriebe in einem zentralen Register zu erheben. 

Die fraglichen Regelungen erlegen den Beherbergungsbetrieben und Online-Plattformen (In
formations-)Pflichten auf und sind insofern geeignet, die Verwirklichung dieses Ziels zu ge
währleisten. 

Schließlich lässt sich auch argumentieren, dass die Regelungen nicht über das hinausgehen, was 
zur Erreichung des Zieles erforderlich ist, also verhältnismäßig sind: 

Es erscheint zumutbar, Betreiber:innen von Hotels, Gasthöfen und Pensionen eine Registrie
rungspflicht hinsichtlich ihrer Unterkunftstätten und den Online-Plattformen damit zusammen
hängende (Informations-)Pflichten aufzuerlegen, zumal das vorgesehene Registrierungsverfah
ren weder zeitlich noch finanziell aufwändig erscheint.84 

Dass Hotels, Gasthöfe und Pensionen in den Anwendungsbereich der EU-Verordnung nicht 
miteinbezogen werden, wird in den Erwägungsgründen damit begründet, dass „Daten für diese 
Arten von Unterkünften in der Regel verfügbar und gut dokumentiert sind“ (Erwägungsgrund 7 
der EU-Verordnung). Aus dem Umstand, dass die Datenlage bei Hotels, Gasthöfen und Pensi
onen in der Regel besser ist als bei privaten Vermietern, kann aber nicht geschlossen werden, 
dass es im Hinblick auf die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit unverhältnismäßig 
wäre, die Regelungen der EU-Verordnung auf Hotels, Gasthöfe und Pensionen zu erstrecken. 

Es ist daher davon auszugehen, dass es im Hinblick auf die Regelungen der EU-Verordnung 
sowie die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit zulässig ist, die Regelungen der EU-Ver
ordnung im nationalen Recht auf sämtliche Beherbergungsbetriebe zu erstrecken. 

Dieses Ergebnis findet auch eine Stütze in der rezenten Rechtsprechung des EuGH und des 
VwGH: 

                                                           
83 Zur Rechtsprechung des EuGH zum Erfordernis der zwingenden Gründe des Allgemeininteresses siehe zB En
zinger, Art 49 AEUV, Rz 27, und Budischowsky, Art 57 AEUV, Rz 30. 
84 Vgl demgegenüber EuGH 3.10.2000, C-58/98, Corsten, Rz 46. 
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Im Urteil in der Rechtssache C-674/20, Airbnb Ireland UC,85 hat der EuGH mit Blick auf nati
onale Regelungen in Belgien ausgesprochen, dass eine „Regelung […], nach der die Erbringer 
von Dienstleistungen der Immobilienvermittlung unabhängig von ihrem Niederlassungsort und 
ihren Vermittlungsmodalitäten in Bezug auf Touristenunterkünfte, die sich in einer Region des 
betreffenden Mitgliedstaats befinden und für die sie als Vermittler tätig sind oder die von ihnen 
beworben werden, verpflichtet sind, der Steuerverwaltung auf deren schriftliches Verlangen hin 
die Daten des Betreibers und die Namen und Adressen der Touristenunterkünfte sowie die Zahl 
der Übernachtungen und der betriebenen Beherbergungseinheiten im abgelaufenen Jahr zu 
übermitteln, nicht gegen das in Art. 56 AEUV aufgestellte Verbot verstößt.“ 

In diesem Sinne hat der EuGH im Urteil in der Rechtssache C-83/21, Airbnb Ireland und Airbnb 
Payments UK, mit Blick auf nationale Regelungen in Italien ausgesprochen, dass Art 56 AEUV 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats nicht entgegensteht, „nach denen die Erbringer von 
Dienstleistungen der Immobilienvermittlung unabhängig vom Ort ihrer Niederlassung und der 
Art und Weise ihrer Vermittlung bei Vermietungen von im Gebiet dieses Mitgliedstaats bele
genen Immobilien für eine Dauer von höchstens 30 Tagen Daten über die infolge ihrer Vermitt
lung geschlossenen Mietverträge zu erheben und anschließend an die Steuerverwaltung zu 
übermitteln haben und, wenn diese Dienstleistungserbringer die entsprechenden Mieten oder 
Entgelte eingezogen haben oder im Zusammenhang mit ihrer Einziehung tätig geworden sind, 
die auf die von den Mietern an die Vermieter gezahlten Beträge anfallende Steuer an der Quelle 
einbehalten und an die Staatskasse des betreffenden Mitgliedstaats abführen müssen; […].“86 
Als unzulässig hat der EuGH hingegen nationale Regelungen beurteilt, „nach denen die Erbrin
ger von Dienstleistungen der Immobilienvermittlung bei Vermietungen von im Gebiet dieses 
Mitgliedstaats belegenen Immobilien für eine Dauer von höchstens 30 Tagen verpflichtet sind, 
einen im Mitgliedstaat der Besteuerung ansässigen oder niedergelassenen Steuervertreter zu 
benennen, wenn diese Dienstleistungserbringer die entsprechenden Mieten oder Entgelte ein
gezogen haben oder im Zusammenhang mit ihrer Einziehung tätig geworden sind und in einem 
anderen Mitgliedstaat als dem der Besteuerung ansässig oder niedergelassen sind.“87 

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung hat der VwGH entschieden, dass § 15 Abs 2 des 
Wiener Tourismusförderungsgesetzes – WTFG,88 der Dienstanbieter:innen verpflichtet, zu ab
gaberechtlichen Zwecken die Daten der bei ihnen registrierten Unterkunftgeber:innen und Un
terkünfte der Abgabenbehörde zu übermitteln, keine unzulässige Beschränkung der Dienstleis
tungsfreiheit darstellt.89 

Diese Rechtsprechung bestätigt, dass es im Hinblick auf die Niederlassungs- und Dienstleis
tungsfreiheit grundsätzlich unbedenklich erscheint, Online-Plattformen (und Beherbergungs
betrieben) Datenübermittlungspflichten (etwa zu abgabenrechtlichen Zwecken) aufzuerlegen. 
Es ist kein Grund ersichtlich, warum dies nicht auch auf die im vorgesehenen Regelungswerk 
geltenden Regelungen zutreffen sollte. 

                                                           
85 EuGH 27.4.2022, C-674/20, Airbnb Ireland UC, Rz 49. 
86 EuGH 22.12.2022, C-83/21, Airbnb Ireland und Airbnb Payments UK, Rz 77. 
87 EuGH 22.12.2022, C-83/21, Airbnb Ireland und Airbnb Payments UK, Rz 77. 
88 LGBl 13/1955 idF LGBl 25/2021. 
89 VwGH 17.5.2023, Ro 2021/13/0023, Rz 30. 
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4.3. Vereinbarkeit mit dem Herkunftslandprinzip der E-Commerce-Richtlinie 

4.3.1. Allgemeines 

Die Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr90 (im Folgenden: „E-Commerce-
Richtlinie“) regelt den freien Verkehr von Diensten der Informationsgesellschaft zwischen den 
Mitgliedstaaten (Art 1 Abs 1 leg cit). Nach der Rechtsprechung des EuGH sind Online-Platt
formen, die gegen Entgelt Geschäftsbeziehung zwischen potenziellen Mieter:innen und ge
werblichen oder nicht gewerblichen Vermieter:innen, die kurzfristige Beherbergungsleistungen 
anbieten, anbahnen, und gleichzeitig auch einige Zusatzdienstleistungen zu diesem Vermitt
lungsdienst zur Verfügung zu stellen, Dienste der Informationsgesellschaft und unterliegen 
grundsätzlich der E-Commerce-Richtlinie.91 

Gemäß Art 3 Abs 1 leg cit trägt jeder Mitgliedstaat dafür Sorge, dass die Dienste der Informa
tionsgesellschaft, die von einem in seinem Hoheitsgebiet niedergelassenen Diensteanbieter er
bracht werden, den in diesem Mitgliedstaat geltenden innerstaatlichen Vorschriften entspre
chen, die in den koordinierten Bereich fallen. Gemäß Art 3 Abs 2 leg cit dürfen Mitgliedstaaten 
den freien Verkehr von Diensten der Informationsgesellschaft aus einem anderen Mitgliedstaat 
nicht aus Gründen einschränken, die in den koordinierten Bereich fallen. Zum koordinierten 
Bereich zählen unter anderem Anforderungen in Bezug auf die Ausübung der Tätigkeit des 
Dienstes der Informationsgesellschaft (Art 2 lit i zweiter Spiegelstrich leg cit). 

Nach diesem als Herkunftslandprinzip bezeichneten Grundsatz ist grundsätzlich jener Mitglied
staat für die Regelung von Diensten der Informationsgesellschaft im koordinierten Bereich zu
ständig, in dem der Dienst der Informationsgesellschaft niedergelassen ist.92 

Von diesem Prinzip bestehen mehrere Ausnahmen, wie insbesondere die folgenden: 

Erstens findet das Herkunftslandprinzip von vornherein keine Anwendung in jenen Bereichen, 
auf welche die E-Commerce-Richtlinie nicht anwendbar ist. Zu den von der E-Commerce-
Richtlinie ausgenommenen Bereichen zählt unter anderem die Besteuerung (Art 1 Abs 5 lit a 
leg cit).93 

Zweitens findet das Herkunftslandprinzip keine Anwendung auf die im Anhang der Richtlinie 
genannten Bereiche (Art 3 Abs 3 leg cit), zB im Urheberrecht. 

Drittens können die Mitgliedstaaten unter bestimmten Voraussetzungen abweichende Maßnah
men im Hinblick auf einen bestimmten Dienst der Informationsgesellschaft ergreifen (Art 3 

                                                           
90 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche 
Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnen
markt ("Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr"). 
91 EuGH 19.12.2019, C-390/18. 
92 Siehe dazu zB Zankl, E-Commerce und Haftungsrecht, in Zankl (Hrsg), Rechtshandbuch der Digitalisierung 
(2021) Rz 7.47 ff. 
93 Zu dieser Ausnahme siehe EuGH 27.4.2022, C-674/20, Airbnb Ireland, und EuGH 22.12.2022, C-83/21, Airbnb 
Ireland und Airbnb Payments UK. 
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Abs 4 leg cit). Diese Befugnis der Mitgliedstaaten, vom Herkunftslandprinzip abweichende Re
gelungen zu erlassen, ist nach der Rechtsprechung eng auszulegen. Mit Blick auf das österrei
chische Kommunikationsplattformen-Gesetz – KoPlG94 hat der EuGH jüngst ausgesprochen, 
dass „generell-abstrakte Maßnahmen, die sich auf eine allgemein umschriebene Kategorie be
stimmter Dienste der Informationsgesellschaft beziehen und unterschiedslos für alle Anbieter 
dieser Kategorie von Diensten gelten, nicht unter den Begriff ‚Maßnahmen … betreffen[d] ei
nen bestimmten Dienst der Informationsgesellschaft‘ [iSd Art 3 Abs 4 der E-Commerce-Richt
linie] fallen.“95 Die Ausnahme des Art 3 Abs 4 leg cit stellt vielmehr auf individualisierte 
Dienste ab.96 Die Mitgliedstaaten dürfen daher aufgrund von Art 3 Abs 4 leg cit keine generell-
abstrakten Regelungen erlassen und insofern vom Herkunftslandprinzip abweichen. Nicht von 
der Ausnahmebestimmung des Art 3 Abs 4 leg cit gedeckte und dem Herkunftslandprinzip ent
gegenstehende Regelungen sind aufgrund des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts unange
wendet zu lassen.97 

 

4.3.2. Schlussfolgerungen für das Regelungsvorhaben 

Würden die Regelungen des EU-Verordnung durch das nationale Recht auch auf jene Beher
bergungsbetriebe erstreckt werden, die nicht von der EU-Verordnung erfasst sind (Hotels, Gast
höfe und Pensionen), hätte dies zur Folge, dass Online-Plattformen im Unionsrecht nicht vor
gesehene Pflichten (insbesondere Datenübermittlungs- und -überprüfungspflichten) in Bezug 
auf diese Beherbergungsbetriebe treffen würden. Insofern diese zusätzlichen Pflichten auch 
nicht in Österreich niedergelassenen Online-Plattformen treffen würden, würden solche natio
nalen Regelungen in das Herkunftslandprinzip des Art 3 Abs 2 der E-Commerce-Richtlinie ein
greifen. Denn Online-Plattformen, die Dienstleistungen der kurzfristigen Vermietung vermit
teln, unterliegen grundsätzlich der E-Commerce-Richtlinie (siehe Punkt 4.3.1.) und die fragli
chen Pflichten sind als Anforderungen in Bezug auf die Ausübung der Tätigkeit des Dienstes 
der Informationsgesellschaft (Art 2 lit i zweiter Spiegelstrich leg cit) zu qualifizieren. 

Die fraglichen nationalen Regelungen, durch welche die Regelungen der EU-Verordnung auf 
sämtliche Beherbergungsbetriebe erstreckt werden, wären daher nur dann unionsrechtlich zu
lässig, wenn sie unter einen der Ausnahmetatbestände des Herkunftslandprinzips subsumiert 
werden könnten (siehe dazu Punkt 4.3.1.). 

Die fraglichen Regelungen fallen nicht in einen der im Anhang der E-Commerce-Richtlinie 
genannten Bereiche (vgl Art 3 Abs 3 leg cit) und es handelt sich auch um generell-abstrakte 
Maßnahmen, die nach der Rechtsprechung nicht gemäß Art 3 Abs 4 leg cit erlassen werden 
dürfen. 

Es ist auch zu bezweifeln, dass sämtliche der fraglichen Regelungen als Regelungen über den 
Bereich der Besteuerung gedeutet werden können, der gemäß Art 1 Abs 5 lit a leg cit vom An
wendungsbereich der E-Commerce-Richtlinie ausgenommen ist: 

                                                           
94 BGBl I 151/2020. 
95 EuGH 9.11.2023, C-376/22, Google Ireland u.a., Rz 60. 
96 EuGH 9.11.2023, C-376/22, Google Ireland u.a., Rz 27. 
97 VwGH 20.12.2023, Ro 2021/03/0032, Rz 21 f. 
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Der EuGH hat in seiner Rechtsprechung vergleichbare Regelungen über Datenübermittlungs
pflichten unter drei Voraussetzungen dem Bereich der Besteuerung iSd Art 1 Abs 5 lit a leg cit 
zugerechnet:98 erstens weil die fragliche Pflichten gegenüber der Steuerbehörde bestehen; zwei
tens weil sie Teil einer steuerrechtlichen Regelung sind; drittens weil sie von der steuerrechtli
chen Regelung untrennbar sind, weil sie allein die Ermittlung des Steuerschuldners, der Besteu
erungsgrundlage und des Betrags der Steuer ermöglichen. 

Es ist bezweifeln, dass diese Voraussetzungen auch auf sämtliche der vorliegend zu beurteilen
den nationalen Regelungen zutreffen würden. Denn insbesondere solche Regelungen, die On
line-Plattformen dazu verpflichten, unter bestimmten Voraussetzungen Angebote zu entfernen 
oder auszusetzen (siehe Punkt 2.2.2.2.), zielen nicht alleine darauf ab, den Steuerschuldner, die 
Besteuerungsgrundlage und den Betrag der Steuer zu ermitteln. Zudem sollen die Regelungen 
der EU-Verordnung nicht die Einhaltung von Zoll- und Steuervorschriften sicherstellen (Erwä
gungsgrund 5 der EU-Verordnung). 

 

4.4. Ergebnis 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es im Hinblick auf die EU-Verordnung selbst sowie 
die Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit zulässig erscheint, die in der EU-Verordnung 
enthaltenen Regelungen auf sämtliche Beherbergungsbetriebe, also auch auf Hotels, Gasthöfe 
und Pensionen zu erstrecken. 

Insofern durch solche Regelungen auch nicht in Österreich niedergelassenen Online-Plattfor
men Pflichten auferlegt werden, würden solche Regelungen aber in das Herkunftslandprinzip 
der E-Commerce-Richtlinie eingreifen. Es ist zu bezweifeln, dass solche Regelungen dem Be
reich der Besteuerung iSd Art 1 Abs 5 lit a der E-Commerce-Richtlinie zugerechnet werden 
könnten und insofern vom Anwendungsbereich der E-Commerce-Richtlinie ausgenommen wä
ren. 

 

5. Weitere Rechtsfragen zur Umsetzung des Regelungsvorhabens 

5.1. Die zu erlassenden nationalen Rechtsakte 

5.1.1. Bundes- und Landesgesetze 

5.1.1.1. Zum Erfordernis bundes- und landesgesetzlicher Regelungen 

Die kompetenzrechtliche Analyse in Punkt 3. hat ergeben, dass der Bund das geplante Rege
lungsvorhaben nicht alleine umsetzen darf, weil er keine Gesetzgebungskompetenz hat, um 
nicht gewerblich tätigen Beherbergungsbetrieben alle vorgesehenen Pflichten aufzuerlegen. Ob 
die Länder zuständig sind, in ihrem jeweiligen Wirkungsbereich das geplante Regelungsvorha
ben – unter dem Gesichtspunkt des Fremdenverkehrs und/oder der Raumordnung gemäß Art 15 

                                                           
98 Siehe EuGH 27.4.2022, C-674/20, Airbnb Ireland, Rz 33, und EuGH 22.12.2022, C-83/21, Airbnb Ireland und 
Airbnb Payments UK, Rz 34. 
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Abs 1 B-VG – vollumfänglich umzusetzen, konnte nicht abschließend geklärt werden. Jeden
falls dürften die Register der Länder nur auf ihren jeweiligen örtlichen Wirkungsbereich be
schränkt, also nicht bundesweit sein. 

Vor dem Hintergrund dieses Ergebnisses ist davon auszugehen, dass ein bundesweites Beher
bergungsregister nach Maßgabe der Vorgaben der EU-Verordnung de constitutione lata (also 
nach Maßgabe des geltenden Bundeverfassungsrechts) nur im Zusammenwirken von Bund und 
Ländern, also durch Erlassung gesetzlicher Regelungen sowohl des Bundes als auch aller Län
der, kompetenzkonform umgesetzt werden könnte. 

 

5.1.1.2. Zum Erfordernis einer kompetenzrechtlichen „Aufspaltung“ des Regelungsvorhabens 

Dies erfordert zunächst eine genaue kompetenzrechtliche „Aufspaltung“ der vom geplanten 
Regelungsvorhaben umfassten Regelungen in die bundesgesetzlich zu erlassenden Regelungen 
einerseits und die landesgesetzlich zu erlassenden Regelungen andererseits. 

Eine solche „Aufspaltung“ ist mit Schwierigkeiten verbunden, weil die kompetenzrechtlich zu 
trennenden Regelungen Teil eines gesamthaften (und insofern „ungetrennten“) Regelungspro
jekts sind. Da die geplanten Regelungen im Sinn der Gesichtspunktetheorie mehreren unter
schiedlichen Kompetenzen des Bundes wie der Länder zugeordnet werden könnten, könnte 
diese „Aufspaltung“ auch in unterschiedlicher Weise vorgenommen werden. Es würde den 
Rahmen dieses Rechtsgutachtens sprengen, alle Möglichkeiten, die vom geplanten Regelungs
vorhaben umfassten Regelungen kompetenzrechtlich zu trennen, erschöpfend darzulegen. 
Stattdessen sollen im Folgenden zwei möglichst einfache Modelle der kompetenzrechtlichen 
„Aufspaltung“ der geplanten Regelungen vorgeschlagen werden. 

 

5.1.1.3. Vorschläge einer kompetenzrechtlichen „Aufspaltung“ 

(1) Modell 1 

Das erste Modell geht von folgender „Aufspaltung“ der geplanten Regelungen aus: 

• Alle an gewerbliche Beherbergungsbetriebe adressierte Regelungen werden vom Bund 
aufgrund des Kompetenztatbestands der Angelegenheiten des Gewerbes und der Indust
rie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) erlassen. 

• Alle an nicht gewerbliche Beherbergungsbetriebe (Privatzimmervermieter:innen und 
privaten Vermieter:innen) adressierte Regelungen werden aufgrund der Residualkom
petenz des Art 15 Abs 1 B-VG von den Ländern erlassen. 

• Die Regelungen über Informations- und sonstige Handlungspflichten der Online-Platt
formen werden vom Bund aufgrund von Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG sowie aufgrund des 
Kompetenztatbestands des Fernmeldewesens (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG) erlassen. 

Zusammengefasst könnte der Bund also sämtliche auf gewerbliche Beherbergungsbetriebe und 
Online-Plattformen bezogene Regelungen erlassen. Die Länder könnten sämtliche auf nicht ge
werbliche Beherbergungsbetriebe bezogene Regelungen erlassen. 
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(2) Modell 2  

Das zweite Modell geht von folgender „Aufspaltung“ der geplanten Regelungen aus: 

• Die auf die Registrierung der Beherbergungsbetriebe und die Führung des Beherber
gungsregisters bezogenen Regelungen werden von den Ländern aufgrund ihrer Residu
alkompetenz des Art 15 Abs 1 B-VG erlassen. 

• Darüberhinausgehende an gewerbliche Beherbergungsbetriebe adressierte Regelungen 
werden vom Bund aufgrund des Kompetenztatbestands der Angelegenheiten des Ge
werbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) erlassen. 

• Darüberhinausgehende an nicht gewerbliche Beherbergungsbetriebe (Privatzimmerver
mieter:innen und privaten Vermieter:innen) adressierte Regelungen werden aufgrund 
der Residualkompetenz des Art 15 Abs 1 B-VG von den Ländern erlassen. 

• Die Regelungen über Informations- und sonstige Handlungspflichten der Online-Platt
formen werden vom Bund aufgrund von Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG und Art 10 Abs 1 Z 9 
B-VG erlassen. 

 

(3) Diskussion der Modelle 

Welches dieser beiden Modelle zweckmäßig(er) erscheint, ist eine rechtspolitische und legisti
sche Frage, die hier nicht abschließend beurteilt werden kann. 

Festzuhalten ist, dass Modell 1 eine größere Zersplitterung der Rechtslage zur Folge hätte, weil 
im Wesentlichen gleichlautende Regelungen über die Registrierung gewerblicher Beherber
gungsbetriebe auf Bundesebene einerseits und nichtgewerblicher Beherbergungsbetriebe auf 
Landesebene andererseits erlassen werden müssten. In dieser Hinsicht würde Modell 2 eine 
(auch für die Rechtsadressat:innen) übersichtlichere Rechtslage ermöglichen. 

Zu Modell 2 ist zu bemerken, dass die Länder aufgrund von Art 15 Abs 1 B-VG lediglich in
soweit Regelungen über gewerblich tätige Beherbergungsbetriebe erlassen dürfen, als nicht in 
die Gewerberechtskompetenz des Bundes nach Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG eingegriffen wird (siehe 
näher Punkt 3.3.1.). Jene Regelungen der Länder, die für sämtliche Beherbergungsbetriebe 
(auch gewerbliche) gelten, sollten daher nicht auch die Modalitäten der Ausübung des Beher
bergungsbetriebs regeln, weil solche Regelungen nur von der jeweiligen, für die Regelung der 
Ausübung der Tätigkeiten zuständigen Gesetzgebung (bezüglich der Gewerbetreibenden: vom 
Bund als Gewerberechtsgesetzgeber gemäß Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) erlassen werden dürfen. 

Vor diesem Hintergrund und um eine kompetenzkonforme Umsetzung des Regelungsvorha
bens sicherzustellen, sollten sich, sofern das Modell 2 umgesetzt werden soll, die auf Art 15 
Abs 1 B-VG gestützten Regelungen der Länder über die Registrierung aller Beherbergungsbe
triebe und die Führung der lokalen Beherbergungsregister beschränken auf: 

• die Pflicht der Beherbergungsbetriebe, sich zu registrieren, 
• an die (Nicht-)Registrierung anknüpfende Sanktionen (wie zB Verwaltungsstrafen), 
• die Vergabe einer Registrierungsnummer sowie 
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• die Ermächtigung der Behörden, ein Beherbergungsregister zu führen. 

Darüberhinausgehende Regelungen, welche die Modalitäten der Ausübung des Beherbergungs
betriebs betreffen (etwa die Freiheit, Dienstleistungen auf Buchungsplattformen anzubieten), 
sollten, insoweit gewerblich tätige Beherbergungsbetriebe betroffen sind, vom Bund erlassen 
werden, weil argumentiert werden kann, dass solche Regelungen der Gewerberechtsgesetzge
bung (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) vorbehalten sind. 

 

 

5.1.2. Vereinbarung nach Art 15a B-VG 

Da die Umsetzung des Regelungsvorhabens die Erlassung aufeinander abgestimmter gesetzli
cher Regelungen des Bundes und der Länder erfordert, ist jedenfalls der Abschluss einer Ver
einbarung nach Art 15a B-VG zu empfehlen. 

Gemäß Art 15a Abs 1 B-VG können Bund und Länder untereinander Vereinbarungen über An
gelegenheiten ihres jeweiligen Wirkungsbereiches schließen. Vereinbarungen nach Art 15a 
B-VG sollen es dem Bund und den Ländern ermöglichen, eine Koordination ihrer Maßnahmen 
auf rechtsverbindlicher Basis zu erreichen, was insbesondere in Sachbereichen zweckmäßig 
sein kann, in denen sowohl der Bund als auch die Länder Kompetenzen haben.99 

In der Vereinbarung nach Art 15a Abs 1 B-VG zwischen dem Bund und den Ländern sollte 
insbesondere festgelegt werden, welche Regelungen vom Bund und den Ländern zu erlassen 
sind (zu den Vorschlägen einer kompetenzrechtlichen „Aufspaltung“ siehe Punkt 5.1.1.3.). 

Vereinbarungen nach Art 15a B-VG binden nach der Rechtsprechung des VfGH nur die Ver
tragspartner (Bund und Länder), begründen aber keine Rechte und Pflichten Dritter.100 Der Ab
schluss einer Vereinbarung nach Art 15a B-VG ersetzt also nicht die Erlassung gesetzlicher 
Regelungen durch den Bund und die Länder. 

 

5.2. Mögliche Behörden 

In den zu erlassenden Bundes- und Landesgesetzen (sowie gegebenenfalls in der Vereinbarung 
nach Art 15a B-VG) sollte festgelegt werden, welche Behörden zur Vollziehung der fraglichen 
Angelegenheiten zuständig sind. Da das bundesweite Beherbergungsregister nach Maßgabe der 
Vorgaben der EU-Verordnung umgesetzt werden soll, sind hierbei diese Vorgaben zu beachten. 

Im Folgenden dienen die in der EU-Verordnung vorgesehenen Behörden oder Stellen als Leit
faden. 

                                                           
99 Vgl ErlRV 182 BlgNR XIII. GP, 19 (exemplarisch werden die Raumordnung, Maßnahmen der umfassenden 
Landesverteidigung sowie die Angelegenheiten des Zivilschutzes, des Umweltschutzes und der Katastrophenhilfe 
genannt). 
100 VfSlg 9581/1982; siehe auch zB VfSlg 15.972/2000 und 20.284/2018; siehe dazu Thienel, Art 15a B-VG, in 
Korinek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg (Hrsg), Österreichisches Bundesverfassungsrecht. Kom
mentar (3. Lfg 2000) Rz 93. 
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5.2.1. Die für das Registrierungsverfahren zuständigen Behörden oder Stellen 

5.2.1.1. Die Vorgaben der EU-Verordnung 

Für die Durchführung des Registrierungsverfahrens sind nationale Behörden zuständig (vgl 
Art 12 Abs 1 der EU-Verordnung). Diese Behörden sind auch für die an das Registrierungsver
fahren anknüpfenden Untersuchungen und Anordnungen zuständig (vgl Art 6 der EU-Verord
nung). Die EU-Verordnung enthält keine Anforderungen an Art oder Organisation dieser Be
hörden. Die EU-Verordnung geht offenbar davon aus, dass es mehrere für die Durchführung 
des Registrierungsverfahrens zuständige Behörden gibt, dürfte dies aber nicht zwingend ver
langen. 

 

5.2.1.2. Mögliche Behörden 

Die Zuständigkeit zur Durchführung des Registrierungsverfahrens und der damit einhergehen
den behördlichen Aufgaben könnte den Bezirksverwaltungsbehörden (Bezirkshauptmann
schaften und Organen der Städte mit eigenem Statut) übertragen werden. 

Die Bezirksverwaltungsbehörden sind bereits jetzt grundsätzlich für die Vollziehung sowohl 
der Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG)101 als auch der 
Angelegenheiten der Länder gemäß Art 15 Abs B-VG102 in erster Instanz zuständig. Eine Über
tragung der in diese Kompetenzbereiche fallenden Angelegenheiten an diese Behörden liegt 
daher nahe. 

Auch die Vollziehung von Angelegenheiten des Fernmeldewesens (Art 10 Abs 1 Z 9 B-VG) 
durch die Bezirksverwaltungsbehörden wäre zulässig: Das Fernmeldewesen wird zwar in 
Art 102 Abs 2 B-VG genannt und darf daher ohne Zustimmung der Länder unmittelbar von 
Bundebehörden vollzogen werden (unmittelbare Bundesverwaltung). Dem Bund bleibt es aber 
vorbehalten, auch in den Angelegenheiten des Fernmeldewesens die Vollziehung in mittelbarer 
Bundesverwaltung vorzusehen (vgl Art 102 Abs 3 B-VG) und die Bezirksverwaltungsbehörden 
in Unterordnung unter den Landeshauptmann mit der Vollziehung zu betrauen. 

Alternativ könnte die Zuständigkeit zur Durchführung des Registrierungsverfahrens und der 
damit einhergehenden behördlichen Aufgaben auch den Gemeinden zur Vollziehung im über
tragenen Wirkungsbereich übertragen werden (siehe Art 119 B-VG). Die Angelegenheiten des 
übertragenen Wirkungsbereichs werden vom Bürgermeister besorgt (Art 119 Abs 2 B-VG). 

 

                                                           
101 Gemäß § 333 Abs 1 GewO 1994 ist die Bezirksverwaltungsbehörde Gewerbebehörde erster Instanz, soweit 
nichts anderes bestimmt ist. 
102 Gemäß § 8 Abs 1 lit b ÜG 1920 haben die Bezirkshauptmannschaften, ebenso wie auch die Städte mit eigenem 
Statut und die übrigen Ortsgemeinden die Geschäfte der Landesverwaltung (in erster Instanz) zu führen. Zur Voll
ziehung der Landesverwaltung in erster Instanz durch die Bezirksverwaltungsbehörden siehe Raschauer†, Allge
meines Verwaltungsrecht6 (2021) Rz 311 ff. 
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5.2.2. Die für die Führung des Beherbergungsregisters zuständigen Behörden 

5.2.2.1. Die Vorgaben der EU-Verordnung 

Gemäß Art 4 Abs 5 der EU-Verordnung haben die Mitgliedstaaten ein Register einzurichten, 
in dem die Registrierungsnummern aufgenommen werden; die für das Registrierungsverfahren 
zuständige Behörde ist für die Einrichtung und Pflege des Registers verantwortlich. 

Die Einrichtung eines bundesweiten Beherbergungsregisters, in dem alle Beherbergungsbe
triebe registriert sind, ist auch der zentrale Bestandteil des vom Bundesministerium für Arbeit 
und Wirtschaft in Aussicht genommenen Regelungsvorhabens (siehe Punkt 2.1.). 

 

5.2.2.2. Mögliche Behörden 

(1) Lokales Register 

Es ist naheliegend, dass jene Behörden, die für das Registrierungsverfahren zuständig sind, 
auch das lokale Register über die erfolgten Registrierungen führen. Dies entspricht auch den 
unionsrechtlichen Vorgaben, wonach die zuständige Behörde, die die Registrierungsnummer 
erteilt, für die Einrichtung und Pflege des Registers verantwortlich ist (Art 4 Abs 5 zweiter Satz 
der EU-Verordnung). 

Zuständig für die Führung des Beherbergungsregisters auf lokaler Ebene könnten also die Be
zirksverwaltungsbehörden oder die Gemeinden im übertragenen Wirkungsbereich sein (siehe 
dazu Punkt 5.2.1.2.). 

(2) Zentrales Register 

Um ein bundesweites Beherbergungsregister umzusetzen, müssen die lokalen Register auf hö
herer Ebene zu einem zentralen bundesweiten Register zusammenlaufen. Es fragt sich, welcher 
Behörde die Zuständigkeit übertragen werden könnte, dieses zentrale Beherbergungsregister zu 
führen. 

Verfassungsrechtlich unzulässig wäre es, einen Bundesminister mit dieser Zuständigkeit zu be
trauen: Zwar ist es mit Zustimmung der Bundesregierung zulässig, bei der Vollziehung eines 
Landesgesetzes die Mitwirkung von Bundesorganen vorzusehen (vgl Art 97 Abs 2 B-VG). Die 
Mitwirkung oberster Organe des Bundes – zu denen die Bundesminister zählen (siehe Art 19 
B-VG) – ist nach der Rechtsprechung des VfGH von Art 97 Abs 2 B-VG aber nicht mitumfasst; 
es ist daher auch mit Zustimmung der Bundesregierung nicht zulässig, in einem Landesgesetz 
die Mitwirkung eines obersten Organs des Bundes bei der Vollziehung vorzusehen.103 

                                                           
103 VfSlg 9536/1982; Muzak, Art 97/2 B-VG, in Korinek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg (Hrsg), 
Österreichisches Bundesverfassungsrecht. Kommentar (3. Lfg 2000 Jabloner/Muzak, 18. Lfg 2023) Rz 21. 
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Denkbar wäre aber, ein anderes (nicht oberstes) Organ des Bundes im organisatorischen Sinn 
oder einen ausgegliederten Rechtsträger des öffentlichen Rechts oder Privatrechts mit dieser 
Kompetenz zu betrauen. 

Zum Beispiel könnte der Bundesanstalt „Statistik Austria“ diese Zuständigkeit übertragen wer
den. Die Bundesanstalt „Statistik Austria“ ist bereits jetzt mit der Führung von Registern betraut 
ist (siehe insbesondere das Unternehmensregister gemäß § 25 des Bundesstatistikgesetzes 
2000). 

(3) Anforderungen an die Betrauung der Bundesanstalt „Statistik Austria“ 

Die Bundesanstalt „Statistik Austria“ ist eine ausgegliederte Anstalt des öffentlichen Rechts 
mit eigener Rechtspersönlichkeit (§ 22 Abs 1 und 3 des Bundesstatistikgesetzes 2000). Wird 
der Bundesanstalt „Statistik Austria“ die Kompetenz zur Führung eines gemeinsamen kompe
tenzübergreifenden Registers übertragen, so wäre sie im funktionellem Sinn als Behörde des 
Bundes und aller Länder tätig. 

Dies begegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken: Nach Lehre und Rechtsprechung ist 
die verbandsübergreifende „Beleihung“ von ausgegliederten Rechtspersonen des Privatrechts 
verfassungsrechtlich nicht ausgeschlossen.104 In der Staatspraxis wurde diese Konstruktion be
reits eingesetzt, um einen verbandsübergreifenden Vollzug von Verwaltungsangelegenheiten 
durch eine einzige Stelle zu ermöglichen, so etwa beim Österreichischen Institut für Bautech
nik105 oder bei der Gesundheitsplanungs GmbH106. Der Schluss liegt nahe, dass auch eine ver
bandsübergreifende Vollziehung von Angelegenheiten durch ausgegliederte Rechtspersonen 
des öffentlichen Rechts zulässig ist. Denn wenn juristische Personen des Privatrechts verbands
übergreifend beliehen werden dürfen und Bundesorgane im organisatorischen Sinn – mit Zu
stimmung der Bundesregierung (Art 97 Abs 2 B-VG) – auch Angelegenheiten der Landesver
waltung vollziehen dürfen und insofern als Behörde des Bundes und der Länder im funktionel
len Sinn fungieren dürfen, ist davon auszugehen, dass für ausgegliederte öffentlich-rechtliche 
Rechtsträger des Bundes nichts anderes gilt. 

Da es sich bei einer öffentlich-rechtlichen Anstalt des Bundes um ein Bundesorgan iSd Art 97 
Abs 2 B-VG handeln dürfte,107 sollte für Landesgesetze, die der Bundesanstalt „Statistik Aus
tria“ in der Landesvollziehung Zuständigkeiten einräumen, die Zustimmung der Bundesregie
rung eingeholt werden. 

                                                           
104 Siehe Mayr, Organisationsrechtliche Fragen einer einzigen nationalen Akkreditierungsstelle, in Lienba
cher/Wielinger (Hrsg), Jahrbuch Öffentliches Recht 2010, 93 (99 ff); Pürgy, Die Mitwirkung von Beliehenen des 
Bundes an der Landesvollziehung, ZfV 2011, 745. In den Erkenntnissen VfSlg 17.421/2004 und 20.556/2022 hat 
der VfGH implizit vorausgesetzt, dass eine verbandsübergreifende Beleihung einer privatrechtlichen Gesellschaft 
verfassungsrechtlich nicht ausgeschlossen ist. 
105 Siehe dazu Mikulits, Das Österreichische Institut für Bautechnik, in Rosner/Bußjäger (Hrsg), Im Dienste der 
Länder – im Interesse des Gesamtstaates. Festschrift 60 Jahre Verbindungsstelle der Bundesländer (2011) 653. 
106 Siehe § 23 des Bundesgesetzes zur partnerschaftlichen Zielsteuerung-Gesundheit, BGBl I 26/2017 idF BGBl I 
3/2024.  
107 Selbstverwaltungskörper des Bundes sind nach der Rechtsprechung des VfGH als Bundesorgane iSd Art 97 
Abs 2 B-VG zu verstehen (VfSlg 2500/1953). Es liegt nahe, diese Rechtsprechung auf ausgegliederte Rechtsper
sonen des öffentlichen Rechts, die keine Selbstverwaltungskörper sind, zu übertragen. 
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Insofern die Bundesanstalt „Statistik Austria“ durch Bundesgesetz mit der Vollziehung von 
Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) betraut wird, bedarf 
das Bundesgesetz einer Zustimmung der Länder (zum Verfahren siehe Art 42a B-VG): Die 
Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie werden in mittelbarer Bundesverwaltung 
vollzogen.108 Nach der Rechtsprechung des VfGH bedarf die Übertragung von Aufgaben der 
mittelbaren Bundesverwaltung an private Rechtsträger der Zustimmung der Länder gemäß 
Art 102 Abs 1 zweiter Satz oder Abs 4 B-VG.109 Dies wird auch und umso mehr für die Über
tragung von Aufgaben der mittelbaren Bundesverwaltung an ausgegliederte öffentlich-rechtli
che Anstalten des Bundes gelten.110 

Die Übertragung der Kompetenz zur Führung des bundesweiten Beherbergungsregisters an die 
Bundesanstalt „Statistik Austria“ müsste auch den vom VfGH formulierten – und auch für „Be
leihungen“ ausgegliederte Rechtsträger des öffentlichen Rechts maßgeblichen – Ausgliede
rungsschranken111 genügen. Es dürfen also nur vereinzelte Aufgaben und keine Kernaufgaben 
übertragen werden; die Ausgliederung muss dem verfassungsrechtlichen Sachlichkeits- und Ef
fizienzgebot entsprechen; ausreichende Ingerenzbefugnisse der jeweiligen obersten Organe der 
Vollziehung (des Bundes und aller Länder) müssen durch das jeweilige Gesetz sichergestellt 
sein. Es ist nicht ersichtlich, aus welchen Gründen diese Anforderungen bei der fraglichen Auf
gabenübertragung an die Bundesanstalt „Statistik Austria“ nicht erfüllt wären oder erfüllt wer
den könnten. 

 

5.2.3. Die einheitliche digitale Zugangsstelle 

5.2.3.1. Die Vorgaben 

Gemäß Art 10 der EU-Verordnung hat der Mitgliedstaat eine einheitliche digitale Zugangsstelle 
einzurichten und eine Behörde festzulegen, die für den Betrieb der einheitlichen digitalen Zu
gangsstelle zuständig ist. Die Zugangsstelle ist, vereinfacht gesagt, für den Datenaustausch mit 
den Online-Plattformen zuständig (vgl Art 9 und 10 leg cit). Die EU-Verordnung enthält auch 
nähere Regelungen über die erforderliche technische Ausstattung der digitalen Zugangsstelle 
(vgl Art 10 Abs 2 bis 5 leg cit). 

Fest steht, dass es in einem Mitgliedstaat nur eine einzige digitale Zugangsstelle geben darf, 
weil die EU-Verordnung ausdrücklich von einer „einheitlichen“ digitalen Zugangsstelle 
spricht. 

 

                                                           
108 Vgl VfSlg 17.559/2005. 
109 VfSlg 20.556/2022. 
110 Dieses Ergebnis wird auch durch die Materialien zur Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1974, BGBl 444/1974, 
nahegelegt: In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage wird ausgeführt, dass die Beibehaltung der Vollziehung 
des Marktordnungsgesetzes durch einen (öffentlich-rechtlichen) Fonds der Zustimmung der Länder bedarf (ErlRV 
182 BlgNR XIII. GP, 22); siehe dazu Wiederin, Staatliche Aufgaben, bundesstaatliche Kompetenzverteilung und 
private Akteure, in Fuchs/Merli/Pöschl/Sturn/Wiederin/Wimmer (Hrsg), Staatliche Aufgaben, private Akteure. 
Band 3: Neuvermessung einer Grenze (2019) 21 (39). 
111 Siehe VfSlg 14.473/1996, 16.400/2001, 16.995/2003, 17.341/2004, 17.421/2004, 19.728/2021, 20.522/2021, 
20.556/2022; VfGH 5.10.2023, G 265/2023-45. 
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5.2.3.2. Mögliche Behörde 

Die für den Betrieb der einheitlichen digitalen Zugangsstelle zuständige Behörde müsste An
gelegenheiten sowohl der Bundes- als auch der Landesverwaltung vollziehen. 

Unzulässig wäre es, einen Bundesminister einfachgesetzlich als Betreiber der einheitlichen di
gitalen Zugangsstelle einzurichten, weil eine Mitwirkung oberster Organe an der Vollziehung 
eines Landesgesetzes nach der Rechtsprechung des VfGH unzulässig ist (siehe oben Punkt 
5.2.2.2.). 

Sollte die Bundesanstalt „Statistik Austria“ zuständig sein, das zentrale Bundesbeherbergungs
register zu führen (siehe Punkt 5.2.2.2.), so könnte man ihr auch den Betrieb der einheitlichen 
digitalen Zugangsstelle übertragen (zu den rechtlichen Anforderungen ihrer Betrauung siehe 
Punkt 5.2.2.2.). Es könnte aber auch ein (nicht oberstes) Organ des Bundes im organisatorischen 
Sinn mit dieser Zuständigkeit betraut werden. Denkbar wäre, der Kommunikationsbehörde 
Austria (KommAustria) diese Zuständigkeit zu übertragen. Dieser Behörde sind bereits Aufga
ben im Bereich der Beaufsichtigung von Online-Plattformen übertragen,112 und es wurden ihr 
zuletzt auch die Aufgaben des Koordinators für digitale Dienste im Sinne des „Digital Services 
Act“113 übertragen.114 Die Übertragung von Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwal
tung, zu denen die Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie (Art 10 Abs 1 Z 8 B-VG) 
zählen, auf die KommAustria bedarf der Zustimmung der Länder (Art 102 Abs 1 zweiter Satz 
oder Abs 4 B-VG). Insoweit Landesgesetze die Mitwirkung der KommAustria an der Vollzie
hung vorsehen, muss die Zustimmung der Bundesregierung eingeholt werden (Art 97 Abs 2 
B-VG). 

Insoweit gesetzliche Regelungen die organisatorische Ausgestaltung der Bundesanstalt „Statis
tik Austria“ oder der KommAustria betreffen (zB Regelungen über die technische Ausstattung 
der einheitlichen digitalen Zugangsstelle), sollten diese vom Bund als zuständigen Organisati
onsgesetzgeber (Art 10 Abs 1 Z 16 B-VG) erlassen werden.115 

 

                                                           
112 Siehe zB § 2 Abs 1 Z 15 und 16 des KommAustria-Gesetzes – KOG, BGBl I 32/2001 idF BGBl I 6/2024. 
113 Verordnung (EU) 2022/2065 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Oktober 2022 über einen 
Binnenmarkt für digitale Dienste und zur Änderung der Richtlinie 2000/31/EG (Gesetz über digitale Dienste). 
114 Siehe das Koordinator-für-digitale-Dienste-Gesetz – KDD-G, BGBl I 182/2023. 
115 Die Abgrenzung zwischen Materien- und Organisationsgesetzgebung kann im Einzelfall schwierig sein; klas
sisch VfSlg 8466/1978; siehe dazu zB Bußjäger, Die Organisationshoheit und Modernisierung der Landesverwal
tung (1999) 106 ff. Regelungen über die technische Ausstattung oder die Sacherfordernisse einer Behörde werden 
in der Regel dem Organisationsrecht zuzurechnen sein. In diesem Sinn enthalten etwa die die Bezirkshauptmann
schaften einrichtenden Landesgesetze regelmäßig (allgemeine) Regelungen über die Behördenausstattung; siehe 
zB § 8 des NÖ Bezirkshauptmannschaften-Gesetzes, LGBl 96/2015 idF LGBl 37/2021; § § 5 des Steiermärkischen 
Bezirkshauptmannschaftengesetzes, LGBl 60/1997 idF LGBl 85/2021; § 5 Abs 2 lit d des (Vorarlberger) Bezirks
verwaltungsgesetzes, LGBl 1/1976 idF LGBl 4/2022. 
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5.2.4. Der nationale Koordinator 

5.2.4.1. Die Vorgaben der EU-Verordnung 

Gemäß Art 11 Abs 1 der EU-Verordnung haben Mitgliedstaaten einen nationalen Koordinator 
zu ernennen. Der nationale Koordinator fungiert als Kontaktstelle für die jeweiligen Verwal
tungen der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der einheitlichen digitalen Zugangsstelle. 
Der nationale Koordinator ist auch für die Kontakte mit der Kommission in allen Fragen im 
Zusammenhang mit der einheitlichen digitalen Zugangsstelle verantwortlich. 

 

5.2.4.2. Mögliche Behörde 

Für die Betrauung des nationalen Koordinators gelten die Anforderungen an die Betrauung ei
ner Behörde mit der Kompetenz zur Führung des zentralen Beherbergungsregisters (siehe Punkt 
5.2.2.2.) und zum Betrieb der einheitlichen digitalen Zugangsstelle (siehe Punkt 5.2.3.2.) in 
entsprechender Weise: Möglich wäre auch hier, ein (nicht oberstes) Organ des Bundes im or
ganisatorischen Sinn oder einen ausgegliederten Rechtsträger des öffentlichen Rechts oder Pri
vatrechts mit dieser Kompetenz zu betrauen. 

Wenn die Bundesanstalt „Statistik Austria“ die einheitliche digitale Zugangsstelle betreibt, 
wäre es naheliegend, dass sie auch als nationaler Koordinator fungiert. Es gibt keine Anhalts
punkte, wonach es unionsrechtlich unzulässig wäre, dass jene Behörde, die für den Betrieb der 
einheitlichen digitalen Zugangsstelle zuständig ist, (oder eines ihrer Organe) auch als nationaler 
Koordinator fungiert. 

 

5.2.5. Die nationale Stelle im Bereich Statistik 

5.2.5.1. Die Vorgaben der EU-Verordnung 

Gemäß Art 12 Abs 4 der EU-Verordnung benennen Mitgliedstaaten die nationale Stelle, die 
dafür verantwortlich ist, die für jede Unterkunft erhaltenen Daten den nationalen statistischen 
Ämtern zu übermitteln und Eurostat bereitzustellen. 

 

5.2.5.2. Mögliche Behörde 

Diese Funktion könnte der Bundesanstalt „Statistik Austria“ übertragen werden (zu den recht
lichen Anforderungen ihrer Betrauung siehe Punkt 5.2.2.2.). Es scheint im Hinblick auf die 
EU-Verordnung nichts dagegen zu sprechen, dass jene Stelle, die gemäß Art 12 Abs 4 der EU-
Verordnung für die Übermittlung an die nationalen statistischen Ämter und die Eurostat zustän
dig ist, selbst mit der Erstellung von Tourismusstatistiken betraut ist.116 Alternativ könnte auch 

                                                           
116 Siehe Tourismus-Nachfrage- und Akzeptanzstatistik Verordnung, BGBl II 301/2003 idF BGBl II 86/2024. 
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ein (nicht oberstes) Organ des Bundes im organisatorischen Sinn mit dieser Zuständigkeit be
traut werden. 

 

5.2.6. Die Überwachungsbehörde 

5.2.6.1. Die Vorgaben der EU-Verordnung 

Gemäß Art 14 der EU-Verordnung benennt jeder Mitgliedstaat eine Behörde, die die Durch
führung der in der Verordnung festgelegten Verpflichtungen in ihrem Hoheitsgebiet überwacht 
und der Kommission alle zwei Jahre darüber Bericht erstattet. 

Was Überwachung im Sinn dieser Bestimmung bedeutet, wird in der EU-Verordnung nicht 
näher definiert. Es ist davon auszugehen, dass die Überwachungsbehörde zumindest bestimmte 
Informations- und Aufsichtsbefugnisse gegenüber den zuständigen nationalen Behörden haben 
muss, da sie andernfalls nicht in der Lage wäre zu beurteilen, ob die in der EU-Verordnung 
festgelegten Verpflichtungen eingehalten werden. 

In der EU-Verordnung wird nicht eindeutig festgelegt, ob es in jedem Mitgliedstaat nur eine 
Überwachungsbehörde geben darf. Weder erlaubt die EU-Verordnung den Mitgliedstaaten aus
drücklich, eine oder mehrere Überwachungsbehörden einzurichten, noch stellt sie klar, dass es 
nur eine Überwachungsbehörde geben dürfe. 

 

5.2.6.2. Mögliche Behörde 

Sollte es unionsrechtlich zulässig sein, mehrere Überwachungsbehörden einzurichten, er
schiene es zweckmäßig, den jeweils zuständigen obersten Organen der Vollziehung des Bundes 
und der Länder diese Aufgabe zu übertragen. 

Sollte hingegen unionrechtlich nur die Einrichtung einer einzigen Überwachungsbehörde zu
lässig sein, müsste eine Behörde eingerichtet werden, die ermächtigt ist, die Vollziehung so
wohl des Bundes als auch aller Länder im in Art 14 der EU-Verordnung festgelegten Ausmaß 
zu überwachen. Die Einrichtung einer Behörde, die zur verbandsübergreifenden Überwachung 
der Bundes- und Landesvollziehung ermächtigt wird, wirft allerdings verfassungsrechtliche 
Fragen auf: 

Grundsätzlich obliegt es den obersten Organen des Bundes und der Länder, die jeweiligen Ver
waltungen zu beaufsichtigen (siehe Art 77 Abs 1 und Art 101 Abs 1 iVm Art 20 Abs 1 
B-VG).117 Die Bundesverfassung kennt kein allgemeines Aufsichtsrecht des Bundes gegenüber 
der Vollziehung der Angelegenheiten des selbständigen Wirkungsbereichs der Länder.118 

                                                           
117 Zur aus der Leitungsbefugnis des Art 20 Abs 1 B-VG abgeleiteten Aufsichtsbefugnis der obersten Organe der 
Vollziehung siehe Raschauer, Art 20/1 B-VG, in Korinek/Holoubek/Bezemek/Fuchs/Martin/Zellenberg (Hrsg), 
Österreichisches Bundesverfassungsrecht. Kommentar (3. Lfg 2000) Rz 17 ff. 
118 Vgl Öhlinger/Eberhard, Verfassungsrecht, Rz 313. Es bestehen lediglich auf bestimmte Angelegenheiten be
zogene Aufsichtsrechte (siehe zB Art 14 Abs 8, Art 15 Abs 2 und Art 15 Abs 8 B-VG), die aber vorliegend nicht 
einschlägig sind. 
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Vorstellbar wäre, eine Bundesbehörde einzurichten, die gegenüber den zur Vollziehung des 
geplanten Regelungswerks zuständigen Behörden überwachungsbefugt ist und ihrerseits der 
Ingerenz der obersten Organe des Bundes und der Länder unterliegt. Die Bundesgesetzgebung 
könnte dieser Behörde die in Art 14 der EU-Verordnung vorgesehenen Kompetenzen auferle
gen, insoweit dies in den Kompetenzbereich des Bundes fällt. Die Landesgesetzgebungen könn
ten der Behörde die in Art 14 der EU-Verordnung vorgesehenen Kompetenzen auferlegen, in
soweit dies in den Kompetenzbereich der Länder fällt. 

Für eine solche Konstruktion bestehen, soweit ersichtlich, in der Staatspraxis keine Vorbilder. 
Verfassungsrechtlich dürfte sie jedoch zulässig sein: In der Rechtsprechung des VfGH wurde 
eine bestimmte Verpflichtung von Bundesorganen in der Dienstaufsicht (die Verpflichtung von 
Dienststellen des Bundes, Dienstpflichtverletzungen von Gemeindebeamten der Dienstbehörde 
zu melden) als Mitwirkung bei der Landesvollziehung iSd Art 97 Abs 2 B-VG qualifiziert.119 
Vor diesem Hintergrund könnte man argumentieren, dass auch die Überwachung eines Bereichs 
der Landesvollziehung durch ein Bundesorgan als Mitwirkung bei der Landesvollziehung iSd 
Art 97 Abs 2 B-VG zu qualifizieren ist, die mit Zustimmung der Bundesregierung vorgesehen 
werden darf. 

Zu beachten wäre allerdings, dass sich die Überwachungsbefugnisse dieser Behörde nicht auf 
die Tätigkeiten der obersten Organe der Vollziehung beziehen dürften. Denn eine Kontrolle 
oberster Organe der Vollziehung durch andere Verwaltungsstellen ist nach der Rechtsprechung 
des VfGH verfassungsrechtlich grundsätzlich ausgeschlossen.120 

 

5.2.7. Ergebnis 

Die Durchführung des Registrierungsverfahrens und der daran anknüpfenden Befugnisse sowie 
die Führung des lokalen Beherbergungsregisters könnte den Bezirksverwaltungsbehörden oder 
den Gemeinden im übertragenen Wirkungsbereich übertragen werden. 

Mit der Führung des zentralen Beherbergungsregisters, in dem sämtliche lokalen Beherber
gungsregister zusammenlaufen, könnte die Bundesanstalt „Statistik Austria“ betraut werden. 
Die Bundesanstalt „Statistik Austria“ könnte auch die einheitliche digitale Zugangsstelle be
treiben sowie als nationaler Koordinator (iSd Art 11 Abs 1 der EU-Verordnung) und als natio
nale Stelle im Bereich Statistik (iSd Art 12 Abs 4 der EU-Verordnung) fungieren. 

Sollte es unionsrechtlich zulässig sein, mehrere Überwachungsbehörden einzurichten, könnte 
den jeweils zuständigen obersten Organen der Vollziehung des Bundes und/oder der Länder 
diese Aufgabe übertragen werden. Als einzige Überwachungsbehörde könnte auch eine Bun
desbehörde fungieren, deren Überwachungstätigkeit sich allerdings nicht auf die obersten Or
gane der Vollziehung beziehen dürfte. 

                                                           
119 VfSlg 2598/1953. Zum Begriff der Mitwirkung iSd Art 97 Abs 2 B-VG siehe Pesendorfer, Art 97 B-VG, in 
Kneihs/Lienbacher (Hrsg), Rill-Schäffer-Kommentar Bundesverfassungsrecht (2. Lfg 2002) Rz 12 ff; Pürgy, ZfV 
2011, 747 f; Muzak, Art 97/2 B-VG, Rz 11 f. 
120 Siehe zB VfSlg 13.626/1993, 15.578/1999 und 16.002/2000; siehe dazu Forster, Art 19 B-VG, in Kahl/Khak
zadeh/Schmid (Hrsg), Kommentar zum Bundesverfassungsrecht (2021) Rz 3, der auf VfSlg 10.048/1984 hinweist, 
wonach es auf die formale Gestaltung der Überprüfungsbefugnis nicht ankommt. 
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Allgemein zu beachten sind insbesondere die Zustimmungsrechte der Länder gemäß Art 102 
B-VG (insoweit Organen oder ausgegliederten Rechtsträgern des Bundes Angelegenheiten der 
mittelbaren Bundesverwaltung übertragen werden), die Zustimmungsrechte der Bundesregie
rung gemäß Art 97 Abs 2 B-VG (insoweit in Landesgesetzen die Mitwirkung von Bundesorga
nen an der Landesvollziehung vorgesehen wird) sowie die vom VfGH formulierten Anforde
rungen an eine Übertragung von Angelegenheiten der Vollziehung an ausgegliederte Rechts
träger (insoweit der Bundesanstalt „Statistik Austria“ oder einem anderen ausgegliederten 
Rechtsträger Zuständigkeiten übertragen werden). 

 

5.3. Vereinbarkeit der Führung eines kompetenzübergreifenden Registers mit dem 
Grundsatz der Trennung der Vollziehungsbereiche von Bund und Ländern 

Die Umsetzung des geplanten Regelungsvorhabens in der dargelegten Form hätte zur Folge, 
dass die zuständigen Behörden Angelegenheiten der Bundes- und der Landesvollziehung (zu
mindest teilweise) gemeinsam zu vollziehen hätten. Insbesondere hätten die Behörden ein ein
heitliches kompetenzübergreifendes Beherbergungsregister zu führen. 

Es könnte fraglich erscheinen, ob dies im Hinblick auf den Grundsatz der Trennung der Voll
ziehungsbereiche des Bundes und der Länder zulässig ist. 

 

5.3.1. Der Grundsatz der Trennung der Vollziehungsbereiche von Bund und Ländern 

Das Bundesverfassungsrecht geht grundsätzlich von der Trennung der Vollziehungsbereiche 
des Bundes und der Länder aus:121 Sofern bundesverfassungsgesetzlich nichts anderes be
stimmt ist, haben daher Bund und Länder die ihnen übertragenen Funktionen durch ihre eigenen 
Organe wahrzunehmen und sind Instanzenzüge und Weisungsverhältnisse zwischen Bundes- 
und Landesorganen ausgeschlossen. 

In seiner bisherigen Rechtsprechung ist der VfGH nicht davon ausgegangen, dass der Grundsatz 
der Trennung der Vollziehungsbereiche von Bund und Ländern dem gemeinsamen kompetenz
übergreifenden Vollzug von Angelegenheiten entgegenstehen würde. So hält es der VfGH nicht 
für verfassungswidrig, wenn eine Angelegenheit der Landesvollziehung und eine Angelegen
heit der Bundesvollziehung zusammen in einem (separate Spruchpunkte enthaltenden) Be
scheid erledigt werden.122 Zuletzt hat der VfGH die Erlassung kompetenzübergreifender „ge
mischter“ Verordnungen akzeptiert, die (ohne textliche Trennung) unter einem Angelegenhei
ten der Bundes- und der Landesverwaltung regeln.123 

                                                           
121 Grundlegend VfSlg 1030/1928; siehe auch VfSlg 3362/1958, 4413/1963, 9536/1982 und 15.986/2000. Siehe 
dazu zB Raschauer†, Allgemeines Verwaltungsrecht, Rz 214 ff; Lanner, Kodex Verfassungsrecht54 (2023) Art 2 
B-VG Anm 1. 
122 Siehe VfSlg 2932/1955, 4774/1964 und 5546/1967. Siehe dazu Wielinger, Das Verordnungsrecht der Gemein
den (1974) 110, wonach gegen diese Ansicht des VfGH nichts einzuwenden sei. 
123 VfSlg 20.556/2022. Kritisch Wiederin, Die Beleihung als Passepartout. Anmerkungen zu VfGH 30. 6. 2022, 
G 334-341/2021, V 265/2021, RdM 2023, 56 (59). Gegen die verfassungsrechtliche Zulässigkeit kompetenzüber
greifender Verordnungen auch Kopetzki/Perthold-Stoitzner, Die Verbindlicherklärung der Strukturpläne aus ver
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Die effektiven Leitungs- und Weisungsbefugnisse der jeweiligen obersten Organe der Vollzie
hung (Art 20 Abs 1 B-VG) müssen auch beim gemeinsamen kompetenzübergreifenden Vollzug 
von Angelegenheiten sichergestellt sein; es darf auch zu keiner Beeinträchtigung des Rechts
schutzes betroffener Personen kommen.124 

Nach dem einfachgesetzlichen Verfahrensrecht kann es zulässig und allenfalls sogar geboten 
sein, Angelegenheiten der Bundes- und der Landesverwaltung gemeinsam zu vollziehen. Hin
zuweisen ist insbesondere auf § 39 Abs 2b des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 – AVG,125 der die Behörde zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung von Ange
legenheiten verpflichtet, wenn für ein Vorhaben mehrere Bewilligungen, Genehmigungen oder 
bescheidmäßige Feststellungen erforderlich sind und diese unter einem beantragt werden. Auf
grund dieser Bestimmung kann es geboten sein, Verfahren in landesrechtlich und bundesrecht
lich geregelten Angelegenheiten gemeinsam zu führen.126 

 

5.3.2. Schlussfolgerungen 

Wie dargelegt wurde, steht der Grundsatz der Trennung der Vollziehungsbereiche von Bund 
und Ländern nach der Rechtsprechung des VfGH dem gemeinsamen kompetenzübergreifenden 
Vollzug von Angelegenheiten grundsätzlich nicht entgegen. Es ist daher davon auszugehen, 
dass auch die behördliche Führung eines einheitlichen kompetenzübergreifenden Beherber
gungsregisters grundsätzlich im Hinblick auf den Grundsatz der Trennung der Vollziehungsbe
reich von Bund und Ländern zulässig ist. 

Sichergestellt sein muss aber insbesondere, dass die jeweiligen obersten Organe der Vollzie
hung ihre Leitungs- und Weisungsbefugnisse effektiv ausüben können (Art 20 Abs 1 B-VG). 
Es muss daher möglich sein, dass zB der zuständige Bundesminister Weisungen in Bezug auf 
die Handhabung der Daten eines Gewerbetreibenden erlässt und diese Weisungen umgesetzt 
werden, ohne dass dadurch die Angelegenheiten der Landesvollziehung berührt werden (die 
wiederum der Ingerenz des jeweiligen obersten Organs des Landes unterliegen). Die gemein
same Führung eines kompetenzübergreifenden Registers muss also im Einzelfall auch wieder 
in Angelegenheiten der Bundes- und Landesvollziehung „aufgespaltet“ werden können. 

Unter dieser Voraussetzung begegnet die Führung eines kompetenzübergreifenden Registers 
keinen Bedenken im Hinblick auf den Grundsatz der Trennung der Vollziehungsbereiche von 
Bund und Ländern. 

 

                                                           
fassungsrechtlicher Sicht, RdM 2018, 44 (47); Stöger, Die Gesundheitsreform 2017 im Überblick – Neue Rechts
probleme in der Gesundheitsplanung, in Baumgartner (Hrsg), Jahrbuch Öffentliches Recht 2018, 11 (22 f); Baum
gartner, Die Verbindlicherklärung von Strukturplänen durch die Gesundheitsplanungs GmbH, ZfV 2018, 255 
(262 f). 
124 Vgl im Hinblick auf verbandsübergreifende „gemischte“ Verordnungen VfSlg 20.556/2022, Rz 252. 
125 BGBl I 51/1991 idF BGBl I 88/2023. 
126 Siehe ErlRV 772 BlgNR XXI. GP, 40 f. 
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5.4. Umsetzungsmöglichkeiten de constitutione ferenda 

Ein bundesweites Beherbergungsregister nach Maßgabe der Vorgaben der EU-Verordnung 
kann nur im Zusammenwirken von Bund und Ländern, also durch Erlassung gesetzlicher Re
gelungen sowohl des Bundes als auch aller Länder, kompetenzkonform umgesetzt werden 
(siehe Punkt 3. und 5.1.). Eine Umsetzung im Zusammenwirken von Bund und Ländern erfor
dert eine „Aufspaltung“ der erforderlichen Regelungen, die mit Schwierigkeiten verbunden 
(siehe Punkt 5.1.1.) und daher fehleranfällig ist. Auch wären die Rechtsadressat:innen mit einer 
wenig übersichtlichen, auf unterschiedliche Rechtsvorschriften des Bundes und der Länder 
„verteilten“ Rechtslage konfrontiert, was im Hinblick auf die Rechtsklarheit nachteilig sein 
könnte. 

Vor diesem Hintergrund wäre zu erwägen, das Regelungsvorhaben nicht durch einfache Bun
des- und Landesgesetze, sondern durch die Erlassung eines Bundesgesetzes und begleitender 
bundesverfassungsgesetzlicher Bestimmungen umzusetzen. Hierbei bestünden grundsätzlich 
drei Möglichkeiten der legistischen Umsetzung,127 die im Folgenden überblicksweise skizziert 
werden. 

 

5.4.1. Erlassung kompetenzdurchbrechender Verfassungsbestimmungen 

Möglich wäre erstens, das Regelungsvorhaben in einem (textlich eine Einheit bildenden) Bun
desgesetz umzusetzen und jene Bestimmungen, die aus kompetenzrechtlichen Gründen nicht 
vom Bund erlassen werden dürfen, in Form von Verfassungsbestimmungen zu erlassen. 

Diese Regelungstechnik würde die bestehende Kompetenzverteilung von Bund und Ländern 
grundsätzlich unangetastet lassen und sie lediglich partiell durchbrechen. Künftige Änderungen 
des Gesetzes müssten, sofern Verfassungsbestimmungen betroffen sind, (wieder) in Form von 
Verfassungsbestimmungen erlassen werden. 

 

5.4.2. Einfügung eines Kompetenztatbestands 

Zweitens könnte ein neuer Kompetenztatbestand eingefügt werden, der festlegt, dass die An
gelegenheiten eines Bundesbeherbergungsregisters und des damit zusammenhängenden Daten
austauschs Bundessache in Gesetzgebung und Vollziehung sind. Dieser neue Kompetenztatbe
stand könnte in Art 10 B-VG oder im zu erlassenden Gesetz eingefügt werden. 

Wenn beabsichtigt sein sollte, die fraglichen Angelegenheiten in unmittelbarer Bundesverwal
tung zu vollziehen, so wäre auch dies in einer Verfassungsbestimmung (systemkonform am 
besten in Art 102 Abs 2 B-VG) zu regeln. 

                                                           
127 Die folgende Einteilung und Terminologie orientiert sich an Wiederin, Die Kompetenzverteilung hinter der 
Kompetenzverteilung, ZÖR 2011, 215 (217 ff). 
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Die Erlassung eines Kompetenztatbestands hätte zur Folge, dass künftige Änderungen des Ge
setzes in Form eines einfachen Bundesgesetzes erfolgen könnten, insoweit die Änderungen im 
eingefügten Kompetenztatbestand weiterhin ihre Deckung finden. 

 

5.4.3. Einfügung einer Kompetenzdeckungsklausel 

Drittens könnte eine Kompetenzdeckungsklausel erlassen werden, also eine Verfassungsbe
stimmung, die dem Bund eine Kompetenz in Gesetzgebung und Vollziehung unter Bezug
nahme auf konkret genannte Regelungen einräumt.128 Die Einfügung von Kompetenzdeckungs
klauseln zur Umsetzung unionsrechtlicher Rechtsakte ist nicht ungewöhnlich.129 

Typischerweise wird eine Kompetenzdeckungsklausel in der ersten Bestimmung eines neu er
lassenen Gesetzes aufgenommen; sie weist häufig die folgende oder eine ähnliche Textierung 
auf:130 

„Die Erlassung, Aufhebung und Vollziehung von Vorschriften, wie sie in diesem Bundesgesetz enthalten sind, 
sind auch in den Belangen Bundessache, hinsichtlich deren das B-VG etwas anderes bestimmt.“ 

Wird diese Textierung gewählt, ist davon auszugehen, dass künftige Änderungen des erlassenen 
Gesetzes durch die einfache Bundesgesetzgebung nicht zulässig sind („statische“ Kompetenz
deckungsklausel).131 Sollte die einfache Bundesgesetzgebung auch ermächtigt werden, das er
lassene Gesetz durch einfaches Gesetz künftig zu ändern, so müsste die Bundesgesetzgebung 
in der Kompetenzdeckungsklausel auch zur „Änderung“ des Gesetzes ermächtigt werden („dy
namische“ Kompetenzdeckungsklausel).132 

Wenn beabsichtigt sein sollte, die fraglichen Angelegenheiten in unmittelbarer Bundesverwal
tung zu vollziehen, so könnte dies direkt in der Kompetenzdeckungsklausel geregelt werden.133 

 

                                                           
128 Vgl die Definition bei Neudorfer, Kompetenzdeckungsklauseln außerhalb des B-VG. Österreichische Provi
sorienkultur oder sinnvoller Pragmatismus? in Schmid/Tiefenthaler/Wallnöfer/Wimmer (Hrsg), Auf dem Weg 
zum hypermodernen Rechtsstaat? (2010) 111 (112 f); und Wiederin, ZÖR 2011, 218. Anders zB Kahl, Die kom
petenzwidrige Verlängerung der Förderung bestimmter Biomasseanlagen, ÖZW 2019, 38 (39) („Verfassungsbe
stimmungen, die anlassbezogen vor allem dem Bundesgesetzgeber eine sonst nicht vorhandene kompetenzrecht
liche Grundlage für einen bestimmten Bereich bieten“). 
129 Siehe zB § 1 des Energie-Control-Gesetzes – E-ControlG, BGBl I 110/2010 idF BGBl I 7/2022; § 1 des Ak
kreditierungsgesetzes 2012 – AkkG 2012, BGBl I 28/2012 idF BGBl I 40/2014; § 1 des Netz- und Informations
systemsicherheitsgesetzes – NISG, BGBl I 111/2018. 
130 So zB in § 1 des Ökostromgesetzes 2012, BGBl I 75/2011 idF BGBl I 198/2023, und in § 1 des Erneuerbaren-
Ausbau-Gesetzes – EAG, BGBl I 150/2021 idF BGBl I 27/2024. Siehe auch zB § 1 des KWK-Gesetzes, BGBl I 
111/2008 idF BGBl I 12/2021. 
131 Siehe jeweils mwN Neudorfer in Schmid/Tiefenthaler/Wallnöfer/Wimmer (Hrsg), Auf dem Weg zum hyper
modernen Rechtsstaat? 121 ff; Wiederin, ZÖR 2011, 223; Kahl, ÖZW 2019, 39. 
132 Siehe zB § 1 des Lebensmittelbewirtschaftungsgesetzes 1997, BGBl 789/1996 idF BGBl I 113/2016; § 1 des 
Bundes-Energieeffizienzgesetzes – EEffG, BGBl I 72/2014 idF BGBl I 29/2024. Zu den Änderungsmöglichkeiten 
aufgrund dynamischer Kompetenzdeckungsklauseln siehe Neudorfer in Schmid/Tiefenthaler/Wallnöfer/Wimmer 
(Hrsg), Auf dem Weg zum hypermodernen Rechtsstaat? 127 ff. 
133 Siehe zB § 1 des Sicherheitskontrollgesetzes 2013 – SKG 2013, BGBl I 42/2013 idF BGBl I 163/2015; § 1 des 
KWK-Punkte-Gesetzes – KPG, BGBl I 72/2014 idF BGBl I 108/2017. 
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5.4.4. Verfahrensvorschriften (Art 44 B-VG) 

Bei der Erlassung von Verfassungsgesetzen sind die in Art 44 B-VG enthaltenen Verfahrens
vorschriften maßgeblich. 

Zu beachten ist insbesondere, dass die Einfügung von Kompetenztatbeständen und Kompetenz
deckungsklauseln zugunsten des Bundes einer Zustimmung des Bundesrats gemäß Art 44 
Abs 2 B-VG bedarf, weil die Zuständigkeit der Länder in Gesetzgebung und Vollziehung ein
geschränkt wird.134 Das ist auch für kompetenzdurchbrechende Verfassungsbestimmungen an
zunehmen (siehe Punkt 5.4.1.), weil auch solche Bestimmungen im Ergebnis den Ländern 
Kompetenzen entziehen.135 

 

                                                           
134 Siehe nur Rattinger, Art 44 B-VG in Kahl/Khakzadeh/Schmid (Hrsg), Kommentar zum Bundesverfassungs
recht (2021) Rz 7. 
135 So auch Wiederin, ZÖR 2011, 217. Weitergehender Bußjäger, Die Zustimmungsrechte des Bundesrates (2001), 
32 (Kursivschreibung im Original) wonach „[j]ede verfassungsgesetzliche Regelung, die einen solchen normati
ven Inhalt hat, dass während ihrer Geltung der Spielraum der Landesgesetzgebung oder –vollziehung, den sie 
verfassungskonform nutzen kann, gegenüber dem früheren Zustand eingeengt ist,“ eine gemäß Art 44 Abs 2 B-VG 
zustimmungsbedürftige Einschränkung der Zuständigkeit der Länder ist. 
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6. Zusammenfassung 

• Der Bund ist nicht kompetent, alle Regelungen zu erlassen, die vom geplanten Vorha
ben umfasst sein sollen. Konkret ist der Bund nicht zuständig, den nicht gewerblich 
tätigen Beherbergungsbetrieben alle vorgesehenen Pflichten aufzuerlegen. (Punkt 3.2.) 

• Die Länder dürfen Regelungen über ein Beherbergungsregister und damit zusammen
hängende Pflichten erlassen, insoweit diese Regelungen den Zwecken des Fremdenver
kehrs/der Raumordnung dienen und nicht in die Kompetenzen des Bundes eingreifen 
oder insofern die Regelungen fremdenverkehrsabgaberechtlichen Zwecken dienen. Un
klar ist aber, ob die Länder gemäß Art 15 Abs 1 B-VG unter dem Gesichtspunkt des 
Fremdenverkehrs und/oder der Raumordnung alle vorgesehenen Pflichten von gewerb
lich tätigen Beherbergungsbetrieben und Online-Plattformen regeln dürfen. Die jewei
ligen Register der Länder dürften jedenfalls nur auf den örtlichen Wirkungsbereich des 
jeweiligen Landes beschränkt, also nicht bundesweit sein. (Punkt 3.3.) 

• Es ist folglich davon auszugehen, dass keine Kompetenz einer einzigen Gebietskörper
schaft zur Erlassung der in Aussicht genommenen Regelungen besteht. (Punkt 3.4.) 

• Es erscheint im Hinblick auf die Regelungen der EU-Verordnung sowie die Niederlas
sungs- und Dienstleistungsfreiheit zulässig, die Regelungen der EU-Verordnung im na
tionalen Recht auf sämtliche Beherbergungsbetriebe zu erstrecken. (Punkt 4.1. und 4.2.) 

• Insofern durch die Erstreckung der Regelungen der EU-Verordnung auf sämtliche Be
herbergungsbetriebe auch nicht in Österreich niedergelassenen Online-Plattformen zu
sätzliche Pflichten auferlegt werden, würden solche Regelungen grundsätzlich in das 
Herkunftslandprinzip der E-Commerce-Richtlinie eingreifen. Dass solche Regelungen 
dem Bereich der Besteuerung iSd Art 1 Abs 5 lit a der E-Commerce-Richtlinie zuge
rechnet werden könnten und insofern vom Anwendungsbereich der E-Commerce-
Richtlinie (und damit auch vom Herkunftslandprinzip) ausgenommen wären, ist zu be
zweifeln. (Punkt 4.3.) 

• Ein bundesweites Beherbergungsregister nach Maßgabe der Vorgaben der EU-Verord
nung könnte durch Erlassung von aufeinander abgestimmten gesetzlichen Regelungen 
sowohl des Bundes als auch aller Länder kompetenzkonform umgesetzt werden. Der 
Bund könnte sämtliche an gewerbliche Beherbergungsbetriebe und Online-Plattformen 
adressierte Regelungen, die Länder sämtliche an nicht gewerbliche Beherbergungsbe
triebe adressierte Regelungen erlassen (Modell 1). Alternativ könnten die Länder Rege
lungen über das Registrierungsverfahren und die Führung des Beherbergungsregisters 
sowie darüberhinausgehende an nicht gewerbliche Beherbergungsbetriebe adressierte 
Regelungen, der Bund darüberhinausgehende an gewerbliche Beherbergungsbetriebe 
und an Online-Plattformen adressierte Regelungen erlassen (Modell 2). Der Abschluss 
einer Vereinbarung nach Art 15a B-VG wäre jedenfalls zu empfehlen. (Punkt 5.1.) 

• Die Kompetenz zur Durchführung des Registrierungsverfahrens und zur Führung des 
lokalen Beherbergungsregisters könnte den Bezirksverwaltungsbehörden oder den Ge
meinden im übertragenen Wirkungsbereich übertragen werden. Mit der Führung des 
zentralen Beherbergungsregisters, in dem sämtliche lokalen Beherbergungsregister zu
sammenlaufen, könnte die Bundesanstalt „Statistik Austria“ betraut werden, die auch 
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die einheitliche digitale Zugangsstelle betreiben und als nationaler Koordinator fungie
ren könnte. Als einzige Überwachungsbehörde könnte eine Bundesbehörde fungieren, 
deren Überwachungstätigkeit sich allerdings nicht auf die obersten Organe der Vollzie
hung beziehen dürfte. Allgemein zu beachten sind die Zustimmungsrechte gemäß 
Art 102 und Art 97 Abs 2 B-VG sowie die vom VfGH formulierten Ausgliederungs
schranken. (Punkt 5.2.) 

• Die Führung eines kompetenzübergreifenden Registers ist im Hinblick auf den verfas
sungsrechtlichen Grundsatz der Trennung der Vollziehungsbereiche von Bund und Län
dern zulässig, sofern effektive Leitungs- und Weisungsbefugnisse der jeweiligen obers
ten Organe der Vollziehung sichergestellt sind. (Punkt 5.3.) 

• Es sollte erwogen werden, das Regelungsvorhaben nicht durch einfache Bundes- und 
Landesgesetze, sondern durch die Erlassung eines Bundesgesetzes und begleitender 
bundesverfassungsgesetzlicher Bestimmungen umzusetzen. Jene Bestimmungen, die 
aus kompetenzrechtlichen Gründen nicht vom Bund erlassen werden dürfen, könnten in 
Form von kompetenzdurchbrechenden Verfassungsbestimmungen erlassen werden. Al
ternativ könnte ein Kompetenztatbestand oder eine Kompetenzdeckungsklausel einge
fügt werden. (Punkt 5.4.) 
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